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Die Begegnung Vetter/Warnke könnte einen neuen- _  / - - • • " • ‘ - --------1 Abschnitt in den Beziehun-
gen zwischen den Gewerkschaften beider deutschen Staaten einleiten, wenn das 
Gespräch allein den Interessen der Arbeiter und Angestellten in den beiden
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Wie sich das so trifft, hat im Januar 
dieses Jahres auch der Landtag in 
Niedersachsen finanzielle Aufbesse-
rungen vorgenommen, und zwar wur-
den die Diäten für Landtagsabgeord-
nete und die Gehälter der Landes-
minister aufgebessert. So erhalten die 
Landtagsabgeordneten 45,4 Prozent (!) 
mehr Diäten und bekommen 1700 DM 
Zulage im Monat, und die Gehälter 
der Länderminister erhöhten sich gar 
um 55,5 Prozent oder um 2500 auf 
7000 DM. Aber das ist natürlich nur 
das Grundgehalt, daneben gibt es ja 
auch noch die Abgeordneten-Entschä- 
digungen.

Li.

geschlagen, die sich auf gewerkschaftspolitische Fragen beziehen. Aber natürlich 
werden bei diesen Gesprächen auch die politischen Grundfragen zur Diskussion 
stehen.

Für 1970 wurden die Sozialrenten um 
6,35 Prozent erhöht. Im Durchschnitt 
bekommen nun in der Rentenversiche-
rung der Arbeiter die Rentner 18,70 
DM mehr, und ihre Rente beträgt 
313,50 DM. Die Angestellten sind 
etwas besser dran. Ihre Rente wurde 
um 32,10 auf 537,90 DM erhöht.

deutschen Staaten dient. Der Bundesvorsitzende des Deutschen Gewerkschafts-
bundes, Veiler, sollte sich daher nicht aus lalsch verstandener Loyalität gegen-
über der Bundesregierung verleiten lassen, die endgültig gescheiterte Politik 
des kalten Krieges zum Ausgangspunkt dieser Gespräche zu machen. Diese 
Begegnung bietet eine große Chance für eine weitere Vertielung der Beziehun-
gen zwischen den Gewerkschaftern in Ost und West, die trotz des sogenannten 
Konlaklverbotes des DGB nie abgebrochen worden sind. Die Herstellung 
völliger Legitimität dieser Beziehungen durch die Aufhebung des Konlaklver-
botes könnte den Austausch gewerkschaflspolitischer Vorstellungen und Er-
fahrungen intensivieren und damit den Gewerkschaften dieseits und jenseits 
der Grenzen helfen, ihre unterschiedlichen, aber immer auf die Interessen der 
arbeitenden Menschen ausgerichtelen Aulgaben leichter zu bewältigen. sr

Etwas im Schalten des politischen Ge-
spräches Brandt/Sloph steht die in 
Kürze zu erwartende Begegnung der 
beiden Vorsitzenden der größten und 
mächtigsten Arbeiterorganisationen in 
beiden deutschen Staaten, Heinz O. 
Vetter und Herbert Warnke. Ohne 
Polemik und in guter gewerkschaft-
licher Haltung haben sich der FDGB 
und der DGB auf ein Gespräch ge-
einigt, ohne daß von einer Seile aus-
drücklich Vorbedingungen gestellt 
wurden. Der FDGB hat in seinem 
Schreiben, in dem auch die Anerken-

nung der Rolle des DGB im Kampf um eine fortschrittliche demokratische Ord-
nung und um soziale Sicherheit für die Arbeiterschaft nicht fehlt, Themen vor-
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enn ^iese Nummer der NACHRICHTEN ausgelieierl wird, treffen sich in 
Erfurt der Bundeskanzler der Bundesrepublik, Willy Brandl, und der Vor-

sitzende des Ministerrates der Deutschen Demokratischen Republik, Willi Stoph, 
zu ihrem nicht nur in den beiden deutschen Staaten, sondern darüber hinaus in 
der Weltöffentlichkeit mit Spannung erwarteten Gespräch. Die hartnäckigen 
Versuche der neuen „Harzburger Front", formiert aus CDU/CSU, Springer- 
Presse und ihrem reaktionären Anhängsel, die Reise Willy Brandls in die DDR 
zu sabotieren, sind gescheitert. Zwar hatte der Bundeskanzler erklärt, er wolle 
seinen Besuch nicht an Prolokollfragen scheitern lassen, aber es ist doch wohl 
der Besonnenheit der DDR-Regierung zu verdanken, wenn es doch noch zu dem 
Spitzengespräch der beiden Regierungschefs gekommen ist. Es bleibt zu hoffen, 
daß Bundeskanzler Brandl mit gleicher Sachlichkeit und Ernsthaftigkeit in dieses 
Gespräch geht, das eine friedliche Koexistenz zwischen der Bundesrepublik und 
der DDR auf der Grundlage gegenseitiger völkerrechtlicher Anerkennung ein-
leiten soll.

Auch ein Beispiel bundesdeutscher
Wirklichkeit. okolus



Anerkennung und warum?

DGB: Endlich NPD verbieten
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Präsenz der Bundesrepublik in West- 
Berlin zu demonstrieren.

Zu den beginnenden Kontakten mit der DDR 
Gewerkschafter sollten die Anerkennung fördern

Im Artikel 1 des Entwurfes für einen „Vertrag über die Aufnahme gleichbe-
rechtigter Beziehungen zwischen der Deutschen Demokratischen Republik und 
der Bundesrepublik Deutschland", den der Staatsratsvorsitzende Walter Ulbricht 
dem Bundespräsidenten Heinemann im Dezember 1969 übermittelte, heißt es: 
„Die Hohen vertragschließenden Seiten vereinbaren die Aufnahme normaler 
gleichberechtigter Beziehungen, frei von jeder Diskriminierung, zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik und der Bundesrepublik Deutschland auf 
der Grundlage der allgemein anerkannten Prinzipien der souveränen Gleichheit, 
der territorialen Integrität und der Unantastbarkeit der Staatsgrenzen, der 
Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten und des gegenseitigen Vor-
teils."
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Streikverbot 
Das seien 
quenzen.

Das DGB-Organ „Welt der Arbeit“ 
gibt in der Ausgabe vom 20. Februar 
zu erkennen, daß es von der Entschei-
dung des sozialdemokratischen Bür-
germeisters von Wertheim, Scheuer-
mann, der NPD die Stadthalle zu ver-
mieten, nicht erbaut ist. Der Redner 
der Protestkundgebung in Wertheim, 
der stellvertretende Vorsitzende des 
DGB, Gerd Muhr, forderte die Bun-
desregierung erneut auf, endlich den 
schon lange fälligen Verbotsantrag 
gegen die NPD zu stellen, um die De-

Das Ergebnis der letzten Bundestags-
wahl gebe nicht den geringsten An-
laß, im Kampf gegen den Neonazis-
mus nachzulassen, sagte Muhr. Immer-
hin sitze die NPD noch in den mei-
sten Landtagen der Bundesrepublik. 
Muhr warnte vor dem Kokettieren 
mit der NPD aus Protesthaltung. „Wer 
für die NPD ist, ist auch für Volks-
verdummung und Rassenhetze, 
Kriegspropaganda und 

und 
unausweichliche

Jeder Gewerkschafter weiß aus eige-
ner Erfahrung: Der in den 50er Jahren 
eingeleitele kalte Krieg, die Wieder-
errichtung eines Militärstaales und 
der Antikommunismus haben in der

So wie es in den ersten 50er Jahren 
um einen Friedensvertrag und eine 
gemeinsame friedlich-demokratische 
Entwicklung beider deutscher Staaten 
ging, geht es heute um die große Ent-
scheidung, eine lange Periode der 
schrittweisen Entspannung auf der 
Grundlage der Prinzipien der fried-
lichen Koexistenz zwischen beiden 
deutschen Staaten einzuleiten. Nie-
mand kann glauben, daß auf einen 
Schlag alle Fragen gelöst werden 
können.

Insbesondere für die Arbeitnehmer 
habe die NPD eine „gigantische Ze-
che" aufgemacht, sagte Muhr. Wäh-
rend auf der einen Seite das Groß-
kapital erhalten und weiter konzen-
triert werden soll und dem Unter-
nehmertum der Schutz seiner unge-
hinderten Entfaltung garantiert werde, 
wolle die NPD für die Arbeiterschaft 
die mühsam erkämpfte Selbständig-
keit und Tarifautonomie beschränken. 
So sei die Aushöhlung des Streik-
rechts vorgesehen. Wie in alten Zei-
ten solle der Arbeitnehmer der 
„Treue- und Fürsorgepflicht" des Un-
ternehmers anvertraut werden.
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Zehntausend Gewerkschafter prote-
stierten am 14. Februar 1970 in Wert-
heim gegen die neonazistische NPD 
und ihren dort durchgeführten Partei-
tag. Spontan bildete sich nach der 
Kundgebung ein vom DGB nicht be-
absichtigter Demonstrationszug, der 
sich in Richtung auf die NPD-Veran- 
staltung in Bewegung setzte. Dabei 
kam es zu massivem Polizeieinsatz 
gegen die Gewerkschafter, während 
die Neonazis hinter sicherem Polizei-
kordon amüsiert die Prügelszenen 
verfolgten. Wieder hallte in den 
Straßen einer bundesdeutschen Stadt 
der in letzter Zeit oft gehörte Ruf 
demokratischer Demonstranten: „Un-
sere Polizisten schützen die Faschi-
sten!"

um die
der Kon-

Friedens

Mit diesem Angebot hat die Regierung 
der DDR in klarer, unmißverständ-
licher Weise ihre Bereitschaft bekun-
det, mit der Bundesrepublik einen 
grundsätzlichen neuen Anfang norma-
ler, friedlicher Beziehungen einzulei-
ten. Das ist für die von Brandt/Scheel 
geführte Regierung eine große 
Chance, mit einer ganzen Periode 
einer aggressiven Politik gegen die 
DDR Schluß zu machen.

Für die Arbeiterbewegung und insbe-
sondere die Gewerkschafter des DGB 
ist das Angebot völkerrechtlicher Be-
ziehungen zwischen der DDR und der 
BRD ebenfalls eine große Möglichkeit, 
nach einer über 20jährigen grund-
sätzlich unterschiedlichen Entwicklung 
in beiden Teilen Deutschlands zu ei-
nem neuen Verständnis der Arbeiter-
bewegung des deutschen sozialisti-
schen Staates zu kommen. Hier gilt es 
ohne Scheuklappen und kleinbürger-
liche Vorbehalte gegenseitig die Er-
fahrungen auszutauschen über den 
Aufbau und die Tätigkeit der Arbei-
ter- und Bauernmacht, über die Ent-
faltung der sozialistischen Gesell-
schaftsordnung auf deutschem Boden 
und die Restaurierung der Macht des 
Großkapitals in der Bundesrepublik, 
den Kampf der Arbeiter gegen die 
volksfeindlichen Praktiken des Spät-
kapitalismus.

Es ist darum nur nützlich, wenn der 
Bundesvorstand des DGB und der 
Bundesvorstand des FDGB Gespräche 
aufnehmen wollen, um über gegen-
seitig interessierende Fragen zu spre-
chen. Bundeskanzler Brandt und auch 
der Vorsitzende des DGB, Heinz Os-
kar Vetter, haben sich in der letzten 
Zeit wiederholt zu der Entwicklung 
des Verhältnisses DDR—BRD ge-
äußert. Es fällt auf, daß Bundes-
kanzler Brandt — von der CDU/CSU 
heftig attackiert — sich in Detail-
fragen flüchtet und hinter Formfragen 
versteckt. Es muß mit allem Ernst ge-
fragt werden, ob die SPD-geführte Re-
gierung wirklich einen Neubeginn 
zwischen der BRD und der DDR will, 
wenn sie darauf besteht, im direkten 
Zusammenhang mit Verhandlungen 
von Willy Brandt und Willi Stoph die

Oskar Vetter meinte kürzlich, bei den 
Gesprächen müsse man da wieder 
anknüpfen, wo man beim Abbruch 
der Interzonenkonferenzen aufgehört 
habe. Sicher, das wäre ganz nützlich; 
damals ging es um die Verhinde-
rung der Restauration der Macht des 
Großkapitals, die mitbestimmende 
Rolle der Gewerkschaften in Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft, 
endgültige Ausschaltung 
zerne, die Sicherung des 
und eine demokratische Entwicklung, 
die der Arbeiterklasse, entsprechend 
ihrer Rolle in der Gesellschaft, politi-
sche Macht sichert. Es ist ja offen-
kundig, daß der FDGB in der DDR 
maßgeblich beteiligt war, diese Auf-
gabe, die damals auf den Interzonen-
konferenzen diskutiert wurden, zu lö-
sen. Damit wurde in der DDR der 
Weg zum Sozialismus geöffnet.

Der Staat auf deutschem Boden, der 
grundlegende Ziele der deutschen Ar-
beiterklasse verwirklicht hat, sollte 
schon aus diesem Grunde das Ver-
ständnis jedes Gewerkschafters fin-
den. Die völkerrechtliche Anerken-
nung der DDR beinhaltet für den Ge-
werkschafter auch das Verständnis für 
die im Staat organisierte Macht der 
Arbeiterklasse.

mokratie in der Bundesrepublik zu 
schützen.



Bitte an unsere Leser
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DGB kritisiert Diskonterhöhung

Verlag und Redaktion

Vor 50 Jahren:
Arbeiter verjagten Kapp

Wieso angesichts dieser Tatsache — 
und die Parität ist ein wichtiges Kri-
terium wirksamer Mitbestimmung — 
seit Veröffentlichung des Mitbestim-
mungsberichtes neben richtiger Kritik 
auch begeisterte Stellungnahmen im 
DGB und seinen Gewerkschaften zu 
hören waren, ist erstaunlich. Der DGB- 
Bundesvorstand sah durch das Gut-
achten die Gegner der Mitbestimmung 
„unhaltbar wiederlegt" (3. 2.) und für 
Otto Brenner waren alle ihre Argu-
mente sogar „vom Tisch gefegt" 
(31. 1.). Das eben ist ein Irrtum. Das 
gefährlichste Gegenargument steckt 
vielmehr in der formalen Befürwor-
tung der Mitbestimmung, wobei Mo-
delle angeboten werden, die nichts 
taugen. Siehe oben. G. S.
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Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat 
in einer Presseerklärung vom 9. März 
1970 den Beschluß der Bundesbank, 
den Diskontsatz von 6 auf 7,5 Prozent 
zu erhöhen, bedauert. Nach Ansicht 
des DGB wäre eine solche Maßnahme 
zur Drosselung der Investitionstätig-
keit bereits vor einem Jahr notwendig 
gewesen. In der jetzt eingetretenen 
Abschwächungsphase der Konjunktur 
könne die Zinsverteuerung zu einer 
unbeabsichtigten „Unterkühlung" füh-
ren. Im übrigen trage die Erhöhung 
der Zinsen nicht unmittelbar zur Preis-
beruhigung bei, sondern bewirke viel-
mehr weitere Kostenerhöhungen.
3/70

Bundesrepublik die Reaktion gestärkt, 
eine 20jährige Herrschaft der CDU 
ermöglicht. Die Profitwirtschaft wurde 
oberstes Prinzip des Staates. Die 
Gewerkschaften wurden gedrängt, sich 
diesem Prinzip zu beugen. Wo die 
Gewerkschaften der Ausbeutung Wi-
derstand leisteten — und sie haben 
Widerstand geleistet — wurden sie 
verleumdet. Heule wird die selbstän-
dige Rolle der Gewerkschaften als 
Klassenorganisation der Arbeiter vom 
Großkapital bekämpft. Ein großer Teil 
des Nationaleinkommens wird für die 
Profite der Rüstungsindustriellen ver-
schleudert. Die Gewerkschaften weh-
ren sich mit Recht gegen diese Ent-
wicklung.

Vor 50 Jahren, am 13. März 1920, 
marschierten die berüchtigte Brigade 
Ehrhardt und in Döberitz stationierte 
Reichswehrverbände unter Führung 
des Generals von Lüttwitz auf Berlin, 
verjagten den Reichspräsidenten Ebert 
und die sozialdemokratische Reichs-
regierung und setzten den reaktio-
nären Generallandschaftsdirektor Kapp 
als Bundeskanzler ein. Dieser Putsch 
reaktionärer Junker und Militaristen 
hatte das Ziel, eine unverhüllte Dikta-
tur aufzurichten.

In dieser Stunde größter Gefahr für 
das deutsche Volk erwiesen sich die 
Arbeiterschaft und ihre Gewerkschaf-
ten als die entschiedenen Verteidiger 
der Demokratie. Sie erkannten, daß 
der Kapp-Putsch sich direkt gegen die 
Interessen der arbeitenden Menschen 
richtete und beantworteten die konter-
revolutionäre Aktion mit der Aus-
lösung eines Generalstreiks. Unab-
hängig von ihren politischen Auffas-
sungen legten Millionen Arbeiter und 
Angestellte die Arbeit nieder, und in 
wenigen Tagen brach der Putsch zu-
sammen.

Ob nun die Vertreter der Aktionäre 
denen der Belegschaft und Gewerk-
schaft mit 4 Stimmen (nach dem Be-
triebsverfassunggesetz) oder mit 2 
Stimmen (nach dem Biedenkopf-Mo-
dell) überlegen sind, ist für das Resul-
tat unerheblich: Von einer Mitbe-
stimmung der unabhängig Be-
schäftigten im Sinne des Wortes an 
der Spitze des Unternehmens kann 
keine Rede sein. Wenn die Bieden-
kopf-Kommission die gewollte Unter-
legenheit der Arbeitnehmervertreter 
damit motiviert, daß auf diese Weise 
die Rentabilität (das Profitstreben) als 
„primäre unternehmerische Zielfunk-
tion" besser gesichert werde, dann ist 
das uralte Argument wieder auf dem 
Tisch, wonach die paritätische Mitbe-
stimmung die Wirtschaft ruiniert.

Auf einen einfachen Nenner gebracht, 
sieht das so aus: Die Feststellung des 
Professoren-Gutachtens, daß die pari-
tätische Montanmitbestimmung weder 
den betroffenen Unternehmen noch 
der Gesamtwirtschaft zum Nachteil 
gereichte, ist ein alter Hut. Das haben 
die Gewerkschaften — und die Praxis 
bewies es — schon seit je gesagt. 
Auch die andere grundsätzliche Aus-
sage des Berichtes, daß nämlich in 
den Aufsichtsräten der großen Kapi-
talgesellschaften außerhalb der Mon-
tanwirtschaft das Unternehmer-Arbei-
ter-Verhältnis 7 : 5 betragen und auf 
den Arbeitsdirektor der Arbeitneh-
merseite im Vorstand verzichtet wer-
den sollte, ist nicht prinzipiell neu 
und stellt lediglich eine Modifizierung 
der gegen die Parität gerichteten Ar-
gumentation der Mitbestimmungsgeg-
ner dar. In dieser speziellen 7 :5- 
Spielart können sie sich sogar noch die 
Maske des Bejahers der Mitbestim-
mung vors Gesicht binden.

Infolge wiederholter Nachbestellung 
der NACHRICHTEN durch unsere Be-
zieher, insbesondere neue Abonnen-
ten, Gewerkschaftsvorstände und In-
stitutionen, sind wir in eine unange-
nehme Lage geraten: Unsere zur Auf-
bewahrung bestimmten Exemplare des 
Jahrganges 1969 sind derart zusam-
mengeschmolzen, daß wir nicht mehr 
in der Lage sind, die benötigte Anzahl 
für die Anfertigung der bereits be-
stellten Sammelbände auizutreiben. 
Das gilt allerdings nur für die Monate 
Januar bis Juni 1969.

Wir bitten alle Bezieher der NACH-
RICHTEN, die noch entsprechende 
Ausgaben in der Ablage haben und 
sie entbehren können, uns aus der 
Verlegenheit zu helfen und sie an 
den Verlag nach Frankfurt, Friedber-
ger Landstr. 307, zu senden. Auch 
wenn die Exemplare nicht mehr im 
besten Zustand sind, bitten wir Sie 
um diese Gefälligkeit. Selbstverständ-
lich werden die Auslagen und Hefte 
erstattet.

Die Ursache des Militärputsches von 
1920 ist in der Tatsache zu suchen, 
daß es die führende Sozialdemokra-
tische Partei damals versäumte, grund-
legende wirtschaftliche und gesell-
schaftspolitische Veränderungen durch-
zusetzen und mit Unterstützung der 
Arbeiterschaft die Großgrundbesitzer 
zu enteignen sowie die Herren der 
Großindustrie und der Konzerne zu 
entmachten. - eg -
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Das wäre ganz im Sinne der Erklä-
rung des Bundesvorstandes des DGB 
vom 22. Oktober 1969 zur Bildung 
einer von Sozialdemokraten geführ-
ten Regierung: es komme darauf an, 
die ungerechten Herrschaftsstrukluren 
in der Bundesrepublik zu beseitigen. 
In diesem Sinne ist die völkerrecht-
liche Anerkennung der DDR Voraus-
setzung und erster Schritt zu einer 
Neuregelung der Lage zwischen bei-
den deutschen Staaten und auch zu 
einem neuen Sicherheitssystem in 
Europa. Josef Ledwohn

Die Mitbestimmungsdiskussion ist 
' durch den Bericht der sogenannten

Biedenkopf-Kommission neu belebt 
worden. Dabei zeigt sich eigentlich 

i nur eines deutlich: Das Thema Mit-
bestimmung ist längst ausdiskutiert. 
Auch der Kommissionsbericht hat kei-
ne neuen Argumente für oder gegen 
die Mitbestimmung vorzuweisen.

Eine völkerrechtliche Anerkennung 
der DDR könnte einen Weg öffnen, 
die imperialistische Politik in der 
Bundesrepublik schrittweise zu über-
winden. Wir wollen keine Fata Mor- 
gana zeichnen. Eine völkerrechtliche 
Anerkennung der DDR wäre in dem 
Sinne ein Erfolg und Fortschritt, als 
damit die reale Möglichkeit bewiesen 
wäre, zwischen den beiden deutschen 
Staaten auf lange Sicht den Frieden 
zu sichern. Im wirtschaftlichen, poli-
tisch-ideologischen Wettstreit der bei-
den Gesellschaftssysteme erhielte die 
Arbeiterbewegung bei uns und beson-
ders die Gewerkschaftsbewegung die 
Chance, sich schneller zu entwickeln, 
die Kraft und Fähigkeit zu erwerben, 
der Gesamtentwicklung der Bundes-
republik eine andere Richtung zu 
geben.
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beraten. Rund 800 Teilnehmer kamen aus der Bundesrepublik.
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das Bemühen, eine nüchterne Analyse 
der sozialen und politischen Lage in 
der Bundesrepublik und der DDR zu 
geben, um davon ausgehend gangbare 
Wege zur Verstärkung der Position 
der Arbeiterschaft und ihrer Organisa-
tionen zu finden.

Norden trat der auch in der Diskussion 
geäußerten Auffassung entgegen, man 
müsse der sozialdemokratisch geführ-
ten Bundesregierung Zeit lassen, einen
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in der DDR ihren Staat festigten, wür-
den sie auch Barrieren gegen die 
Feinde der Werktätigen in der Bun-
desrepublik, die aggressiven Kräfte 
des Imperialismus, aufrichten. „Indem 
die Arbeiter und die anderen Werk-
tätigen der DDR erfolgreich den So-
zialismus errichten", sagte Heilemann, 
„erbringen sie den Beweis, daß die 
arbeitenden Menschen sehr wohl und 
sehr gut ohne Kapitalisten auskom-
men; sie demonstrieren auf deutschem 
Boden die Schöpferkraft der Arbeiter-
klasse."

Heinz Seeger begrüßte die Bereitschaft 
des DGB, den FDGB der DDR in die 
Kontaklbemühungen mit einzubezie-
hen. Dabei müsse jedoch der Grund-
satz gelten, daß sie niemandem sonst 
als der Arbeiterschaft nützen. (Siehe 
nebenstehende Auszüge aus der Rede 
Seegers: „Viele Gemeinsamkeiten . ..")

Bundesrepublik und der DDR beschäf-
tigen. Von einem mißverständlichen 
Zuschnitt auf westdeutsche Gewerk-
schaftspolitik kann nicht die Rede 
sein, wenngleich es in der Natur der 
Sache liegt, daß bei 800 Teilnehmern 
aus der Bundesrepublik und 200 aus 
der DDR die Problematik derjenigen 
im Vordergrund steht, die sich täglich 
mit der kapitalistischen Wirklichkeit 
herumschlagen müssen. 1 jn (jem Maße, wie die Werktätigen

Diese 30. Arbeiterkonferenz in Leipzig 
hat wieder vielen Arbeitern und An-
gestellten aus der Bundesrepublik — 
Parteilosen, Sozialdemokraten, Kom-
munisten sowie Mitgliedern und Funk-
tionären der Gewerkschaften — Ge-
legenheit zu einem Gedankenaus-
tausch mit Kollegen der DDR gegeben. 
Die Leipziger Arbeiterkonferenzen 
sind nach all den Jahren ihres Statt-
findens während der Messe so etwas 
wie Tradition geworden.

Die beiden Hauptreferate wurden von 
dem Mitglied des Präsidiums des 
FDGB-Bundesvorstandes, Werner Hei-
lemann, und dem Mitherausgeber

Allerdings waren und sind sie nicht 
immer unangefochten. Kritik kam nicht 
nur aus der Zentrale des DGB, wo 
man die Konferenzen als Einmischung 
in die eigenen Angelegenheiten rügte, 
auch Veranstalter und Teilnehmer 
selbst waren nicht immer zufrieden. 
Schon die letzten Konferenzen hatten 
merkliche Qualitätsverbesserungen zu 
verzeichnen, insbesondere durdi die 
Einrichtung von Arbeitskreisen und 
die dadurch ermöglichte Ausweitung, 
Intensivierung und Spezifizierung der 
Diskussion.
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Leipzig — traditioneller Ort für Gedankenaustausch 
NACHRICHTEN-Herausgeber Heinz Seeger hielt Referat

Die Politik der DDR sei klar und ein- 
deutig, sagte Heilemann; sie ziele 
auf einen friedlichen Wettbewerb zwi-
schen den beiden Systemen, auf Be-
ziehungen der friedlichen Koexistenz 
der beiden deutschen Staaten. In dem 
Maße aber, wie die Werktätigen in 
der Bundesrepublik ein kamerad-
schaftliches und brüderliches Verhält-
nis zur DDR herstellen, wo die werk-
tätigen Klassen die wirtschaftliche und 
politische Macht ausüben, werde sich

Die nächste Deutsche Arbeiterkonfe-
renz ist für September nach Leipzig 
einberufen worden. Es läge im Inter-
esse der Verständigung, würde der 
DGB seine Reserviertheit bis dahin 
ganz aufgegeben haben. G. S.
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Parteien und gesellschaftliche Orga-
nisationen aus beiden deutschen Staa-
ten und aus dem Ausland waren mit 
Delegationen und Beobachtern ver-
treten. Aus der DDR verfolgten z. B. 
Vertreter der SED, des FDGB, der 
FDJ und des Demokratischen Frauen-
bundes den Verlauf der Konferenz. 
Aus der Bundesrepublik waren DKP, 
die verbotene KPD und die Jugend-
organisation SDAJ vertreten, aus 
West-Berlin die SEDW. Die Gewerk-
schaftsbünde mehrerer sozialistischer 

i Länder hatten Repräsentanten nach 
Leipzig geschickt, ebenso der Welt-
gewerkschaftsbund (WGB), der fran-
zösische Gewerkschaftsbund CGT und 
die italienische Gewerkschaftsvereini-
gung CGIL.

An traditionsreicher Stätte, im Leipziger Haus Auensee, trat am 6. und 7. Marz 
1970 zum 30. Male die Deutsche Arbeiterkonferenz zusammen, zu der ihr 
Ständiger Ausschuß eingeladen hatte. Uber 1000 Mitglieder und Funktionäre 
der deutschen Arbeiterbewegung, vorwiegend Gewerkschafter, waren zusam-
mengekommen, um über aktuelle Fragen des sozialen, gesellschaftlichen und 
politischen Kampfes der Werktätigen in der Bundesrepublik und der DDR zu

auch in der Bundesrepublik das 
Kräfteverhältnis zum Nachteil der 
Großkapitalisten entwickeln. Jedoch: 
„Die Dinge in der Bundesrepublik zum 
Guten wenden — das könnt ihr nur 
selbst!"

und 
Die

erkennung der DDR liege nicht nur im 
Interesse der DDR, sondern des Frie-
dens und der eigenen Interessen der 
Arbeiterschaft in der Bundesrepublik.

Heinz Seeger definierte die Bundes-
republik als eine spätkapitalistische 
Gesellschaftsordnung, in der nach 20 
Jahren CDU/CSU-Herrschaft die alten, 
überholten Rechts- und Eigentumsver-
hältnisse restauriert sind. „Die so-
zialen Auseinandersetzungen zwischen 
Arbeiterschaft und Unternehmern kön-
nen darum auf die Dauer nur erfolg-
reich sein, wenn sie gleichzeitig ver-
bunden sind mit dem Kampf um die 
Veränderung der politischen Macht-
verhältnisse.'* Lohnfragen seien echte 
Machtfragen. Die Mitbestimmung 
müsse das Ziel haben, die Macht der 
Konzerne und Monopole zurückzu-
drängen. Die völkerrechtliche An-

Leipzig ist eine tradilionsreiche Stätte 
der Begegnung — auch für Mitglieder 
und Funktionäre der Arbeiterbewe-
gung in beiden deutschen Staaten. 
Politisch bewußte Arbeiter und Ange-
stellte sind zugleich auch bewußte 
Gewerkschafter. So haben die Leip-
ziger Arbeiterkonferenzen ohne Zwei-
fel eine Funktion in dem Bemühen 
um die Herstellung guter Kontakte 
zwischen den Gewerkschaftern in der 
Bundesrepublik und der DDR. Das 
Tauwetter in dieser Hinsicht wurde 
auch auf der 30. Deutschen Arbeiter-
konferenz sichtbar: Zum erstenmal war 
der DGB durch einen —inoffiziellen — 
Beobachter, den Chefreporter der 
„Welt der Arbeit", Jelonneck, im 
Haus Auensee präsent.

Als Leiter der SED-Delegation ergriff 
das Mitglied des Politbüros des Zen-
tralkomitees der SED, Prof. Albert 
Norden, die Gelegenheit zu einer 
längeren Stellungnahme am Schluß 
der Konferenz. Norden zeichnete das 
geschichtliche Bild der Entstehung der 
beiden deutschen Staaten nach 1945 
als Ergebnis der Adenauerscben Spal-
tungspolitik. Mit der Gründung des 
separaten westdeutschen Staates habe 
sich der deutsche Imperialismus ein 
Schutzgebiet schaffen wollen, um sich 
wieder zu erholen. Diese Kräfte seien 
heute gegen die Anerkennung der 
DDR, weil man damit zugleich die 
Kraft und die Möglichkeiten der Ar-
beiterklasse anerkenne, Staat und 
Wirtschaft selbst zu lenken.

Die 30. Arbeiterkonferenz dürfte mit 
ihrem niveauvollen Ablauf dieser Ein-
richtung weiteres Gewicht verliehen 
haben. Die Skala der in Referaten und 
Diskussionsreden abgehandelten The-
men reichte von der Bildungs-, Tarif- 
und Sozialpolitik über Mitbestimmung 
bis zu den Fragen der aktuellen Poli-
tik, die heute die Werktätigen in der

unserer Zeitschrift, Heinz Seeger, ge-
halten. In beiden Referaten dominierte



Viele Gemeinsamkeiten..
Aus der Rede Heinz Seegers auf der Arbeiterkonferenz
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Die Arbeiterschaft und ihre Gewerkschaften bekennen sich zur Demokratie und 
zum Grundgesetz als die Verfassung der Bundesrepublik. Der Staat jedoch 
repräsentiert sich der Arbeiterschaft gegenüber nicht als sozialer Rechtsstaat, 
wie ihn das Grundgesetz postuliert. Die Ungleichheit in der Einkommens- und 
Vermögensverteilung macht den Klassencharakter des Staates deutlich: An 
dem seil 1945 in der Bundesrepublik geschaffenen Sach- und Geldvermögen 
sind die Lohnempfänger, das sind 83 Prozent der Bevölkerung, mit ganzen 
17 Prozent beteiligt...

ferenz in Leipzig stattfand, dazu bei-
I

Besondere Aufmerksamkeit fand mit 
seinem Diskussionsbeitrag der Leiter 
der DKP-Delegation, Ludwig Müller, 
Mitglied des Präsidiums des Partei-
vorstandes. Mit dem Regierungswech-
sel in Bonn, sagte der Sprecher, sei 
keineswegs schon der Weg zu demo-
kratischem Fortschritt geebnet. Jene 
Kräfte der Bevölkerung, die mit ihrer 
Wahlentscheidung die CDU/CSU aus 
der Regierung verdrängt hätten, seien 
aber auch in der Lage, die Entwick-
lung weiter voranzutreiben, und zwar 
in einem Sinne, daß nicht nur neue 
Personen in der Regierung sitzen, son-
dern von diesen auch eine Politik 
demokratischen Fortschritts praktiziert 
werden müsse.

Die Redner aus der DDR berichteten 
in erster Linie, wie die Probleme des 
sozialistischen Aufbaus von Wirtschaft 
und Gesellschaft gelöst werden, welche 
Rolle die Gewerkschaften dabei spie-
len und in welchem Umfange die Mit- 
und Selbstbestimmung der Arbeiter-
schaft und ihrer Gewerkschaften prak-
tiziert wird. Der Grundstein dafür sei, 
wie Paul Albrecht aus dem Bezirk 
Halle sagte, schon vor 25 Jahren mit 
der Entmachtung der Kapitalisten-
klasse gelegt worden.

Die Einkommen der Lohn- und Gehaltsempfänger werden immer das Ergebnis 
harter Auseinandersetzungen zwischen der Arbeiterschaft und ihren Gewerk-
schaften und den Unternehmern bleiben. Keine modernen Lohnfindungsmethoden 
und keine Gutachten irgendwelcher Sachverständigenkommissionen oder was 
man sonst noch als Versachlichung der Lohnpolitik zu bezeichnen pflegt, können 
diesen Interessenkonilikt aus der Welt schaffen. In der Lohnpolitik gibt es 
keine Tricks! Lohnfragen sind Machtfragen. Und nur eine starke Gewerkschaft 
wird diese Machlirage im Interesse der Arbeiter und Angestellten entscheiden .. .

Was fordern wir? Wirksame Mitbestimmung am Arbeitsplatz, im Betrieb und in 
der Gesamtwirtschaft. Hier in der DDR ist diese Forderung verwirklicht. — Wir 
wollen eine Reform der Bildungspolitik, die Abschaffung des Bildungsmonopols 
der reichen Leute. Hier in der DDR hat der sozialistische Staat diese Forderung 
verwirklicht durch die Schaffung eines der modernsten Bildungssysteme der 
Welt. — Wir fordern die Anerkennung der Arbeiterklasse und ihrer Gewerk-
schaften als gleichberechtigten Teil unserer Gesellschaft. Wir fordern den Ab-
bau aller Privilegien, die allein aus dem sozialen Herkommen abgeleitet wer-
den. Wir fordern die Vergesellschaftung der Konzerne und Monopole. Hier in 
der DDR sind diese Forderungen Wirklichkeit. Hier bestimmen und regieren die 
Arbeiter, die durch ihre Leistungen Staat und Gesellschaft, Wissenschaft und 
Kultur erhalten.

Die Normalisierung der zwischenstaatlichen Beziehungen zwischen Bundes-
republik und DDR schafft die Voraussetzungen für Entspannung und die Siche-
rung des Friedens in Europa als Grundlage für mehr Menschlichkeit, wie sie 
alle anständigen Bürger in der DDR und Bundesrepublik wünschen. Natürlich 
ändert die völkerrechtliche Anerkennung der DDR durch die Regierung Brandt 
noch nichts an den Verhältnissen in der Bundesrepublik. Auch nach der völker-
rechtlichen Anerkennung der DDR bliebe die Bundesrepublik ein kapitalistischer 
Staat und auch an der gesellschaftlichen Stellung der Arbeiterschaft würde sich 
nichts ändern. Die Anerkennung der DDR bietet zunächst die Chance für eine 
friedliche Koexistenz — nicht mehr, aber auch nicht weniger.

In der Bundesrepublik hat sich das Verhältnis von Arbeilereinkommen zur 
Produktivität und von Unternehmerprofit zum Lohn Jahr für Jahr zu Ungunsten 
der Arbeitnehmer verändert. Betrug 1966 der Anteil der Nettolöhne und 
-gehäller am Sozialprodukt noch 37 Prozent, ging der Anteil bis Ende 1969 aui 
34 Prozent zurück. Heule ist der Unterschied zwischen dem Einkommen des 
Großaktionärs Flick, der im vergangenen Jahr im Durchschnitt rund 70 000 DM 
pro Stunde an Dividende verdiente, und dem Einkommen eines Arbeiters seines 
Konzerns um ein Vielfaches größer als die Differenz zwischen dem Einkommen 

' eines ehemaligen preußischen Junkers und dem Lohn seines Landarbeiters ...

Lassen Sie mich aber eine Feststellung treffen: Bei aller kritischen Beurteilung 
der Lohn- und Gehaltsentwicklung in der Bundesrepublik, die zweifellos unge-
nügend ist im Verhältnis zu der von Jahr zu Jahr steigenden Produktivität, 
kann es doch keinen Zweifel daran geben, daß ohne die Gewerkschaften die 

| Arbeiterschaft in der Bundesrepublik ihren sozialen Standard nicht erreicht 
hätte...

tragen, der Arbeiter- und Gewerk-
schaftsbewegung auch bei uns eine 
praktische Hilfestellung in der poli-
tischen Tagesarbeit zu geben. In die-
sem Sinne wird die Diskussion im 
September auf der 31. Deutschen Ar-
beiterkonferenz fortgesetzt werden 
können. G. Siebert
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Zweifellos wird der Gedankenaus-
tausch, wie er auf der Arbeiterkon-

Trolzdem meine ich, daß die völkerrechtliche Anerkennung nicht allein im 
Interesse der DDR und ihrer Bevölkerung liegt: Sie hat auch für die Arbeiter-
schaft in der Bundesrepublik eine hervorragende politische Bedeutung. Allein 
die Existenz der DDR als sozialistischer Staat hat die sozialpolitische Ent-
wicklung in der Bundesrepublik zugunsten der Arbeiterschaft aus begreiflichen 
Gründen beeinflußt. Die völkerrechtliche Anerkennung wäre darüber hinaus 
für uns gleichbedeutend mit der Anerkennung der DDR als Beispiel für eine 
Neuordnung, die von der Ablösung der Macht des Großkapitals durch die 
Macht der Arbeiterklasse ausgeht. Gewiß findet die Arbeiterschaft in der 
Bundesrepublik andere Voraussetzungen und Bedingungen vor, aber in den 
Grundfragen gibt es weitgehende Übereinstimmung.

grundlegenden politischen Kurswech-
sel vorzunehmen. Bis jetzt habe die 
neue Regierung, sagte Norden, die 
Zeil noch nicht dafür genützt, eine 
Erneuerung in Gesellschaft und Poli-
tik der Bundesrepublik vorzunehmen. 
Lediglich die CDU/CSU und die übri-
gen rechten Kräfte hätten die Zeit 
genützt, um sich neu zu formieren. 
„Wer nicht für Erneuerung kämpft, 
wird keine Erneuerung erleben."

In der Diskussion, die im Plenum und 
in zahlreichen Arbeitsgruppen ge-
führt wurde, kamen insgesamt 224 
Redner zu Wort; weitere 119 konnten 
aus Zeitmangel nicht mehr sprechen. 
Generalthemen der Aussprache waren 
die Sorge um die Sicherung des Frie-
dens, die Suche nach Möglichkeiten 
für diesbezügliche gewerkschaftliche 
Beiträge sowie — was die Bundes-
republik betrifft — die Sicherung des 
sozialen Standards und der Arbeits-
plätze der Arbeiter und Angestellten, 
die Erlangung wirksamer Milbestim-
mungsrechte in Wirtschaft und Ge-
sellschaft sowie die entscheidende 
Zurückdrängung der wirtschaftlichen 
und politischen Macht der Monopole 
und ihrer Manager.



Profit-Preis-Spirale
Lebenshaltungskosten stiegen in einem Jahr um 3,5 Prozent
Profit kennt keine Vernunft — Konsequenz für Löhne
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preise von Spirituosen um 11,3 Pro-
zent, von Ferngläsern um 10,1, Arm-
banduhren um 8,6, Filmen um 8,5, 
Benzin um 7,9, Schokolade um 7,4 und 
von Bier um 5,5 Prozent. Von diesen 
Importverbilligungen haben die End-
verbraucher nichts gespürt, im Gegen-
teil, einige dieser genannten Waren 
sind sogar noch teurer geworden. Die 
Importverbilligungen sind den Unter-
nehmern in Form von erhöhten Ge-
winnspannen in die Tasche geflossen.

All das zeigt: das Großkapital be-
treibt, sekundiert von Wirlschaftsmi- 
nister Schiller, bewußt eine Irrefüh-
rung der öffentlichen Meinung, wenn 
es die Preiserhöhungen mit Lohnstei-

Insbesondere die IG Metall, in deren 
Bereich die Tarife für 4 Millionen Ar-
beiter und Angestellte zum Herbst 
kündbar sind, sollte diesen Abschluß 
nicht als Maßstab betrachten. Die IG 
Metall wäre gut beraten, wenn sie 
angesidits der Kaufkraftverluste die 
Metallindustriellen zu vorgezogenen 
Tarifverhandlungen veranlaßt. Warum 
sollte es nicht möglich sein, daß auch 
die IG Metall, wie die OTV im ver-
gangenen Jahr nach den September-
streiks, bis zum Auslaufen des Tarif-
vertrages zum 1. Oktober für alle Ar-
beiter und Angestellten als Ausgleich 
für die gestiegenen Preise eine mo-
natliche Zulage von 100 DM durch-
setzt? Die 2 Millionen organisierten 
Metallarbeiter und -angestellten ha-
ben die Kraft, diese Forderung zu rea-
lisieren, wenn sie, wie die Stahlarbei-
ter im Herbst 1969, entschlossen han-
deln.

gerungen begründet. Wie haltlos die 
Unternehmerlüge ist, geht auch dar-
aus hervor, daß die großen Konzerne 
es ablehnen, ihre Kostensituation of-
fen und objektiv von unabhängigen 
Wirtschaftsinstituten überprüfen zu 
lassen. Sie sind darum dagegen, weil 
die von den Gewerkschaften geforder-
ten „gläsernen Taschen" an den Tag 
bringen würden: die wahre Ursache 
der Preiswelle ist die vom Großkapi-
tal in Gang gesetzte Profit-Preis- 
Spirale.

Vor allem sollten sich die Gewerk-
schaften darüber im klaren sein, daß 
es jetzt notwendig ist, Lohn- und Ge-
haltserhöhungen, entsprechend der 
DGB-Zielprojektion, aktiv durchzuset-
zen. Nichts wäre verhängnisvoller — 
sowohl für die Verteidigung des Le-
bensstandards als auch für die Siche-
rung der Arbeitsplätze — jetzt bei 
Lohnforderungen kurzzutrelen. Die 
Mitte Februar von der Gewerkschaft 
HBV abgeschlossene Tariferhöhung 
von nur 7 Prozent für die Beschäftig-
ten im privaten Bankgewerbe ist 
kaum ein Ausgleich für die seit dem 
vorangegangenen Tarifabschluß einge-
tretenen und noch zu erwartenden 
Preiserhöhungen. Damit wird der Ab-
stand zwischen Profit- und Lohnent-
wicklung immer größer. Dieser Tarif-
abschluß kann darum kein Beispiel 
für andere Gewerkschaften sein.

Diese Profit-Preis-Spirale wird in dem 
Umfange eingeschränkt werden kön-
nen, wie die Gewerkschaften echte 
Mitbestimmungsrechte durchsetzen. 
Darum steht heute die Aufgabe stär-
ker denn je, vom Bundestag die bal-

Wie gehabt, strapazieren die Unter-
nehmer das Märchen von der Lohn- 
Preis-Spirale als angebliche Ursache 
der Preislawine. Die Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände (BDA) hat von den Gewerk-
schaften eine „stabilitätskonforme 
Lohnpolitik" verlangt, weil sich sonst 
die Teuerungswelle noch weiter ver-
stärken werde. Gelinde gesagt, ist die-
ses in den Massenmedien des Großka-
pitals aufgetischte Märchen von der 
Lohn-Preis-Spirale eine Unverschämt-
heit gegenüber den Werktätigen. Alle 
Fakten besagen, daß angesichts der 
gestiegenen und weiter steigenden 
Produktivität der Lohnkostenanteil an 
den einzelnen Produkten zurückgeht 
und es normalerweise zu Preissenkun-
gen bei gleichzeitigen Lohnerhöhungen 
kommen müßte. NACHRICHTEN ha-
ben in den letzten Ausgaben dafür 
eine Fülle von Beweisen veröffent-
licht. Hier sei, um ein weiteres Bei-
spiel zu nennen, auf die Eisenwerke 
Neuenkirchen verwiesen. Dort ist im 
vergangenen Jahr gegenüber 1968 der 
Lohnaufwand je Tonne Rohstahl um 
11,58 Prozent gesunken, die Preise 
sind aber trotzdem um 15 Prozent ge-
stiegen.

dige Verabschiedung eines Mitbe-
stimmungsgesetzes, entsprechend den 
Vorstellungen des DGB, zu fordern 
und zugleich Mitbestimmungsrechte 
durch tarifvertragliche Abmachungen 
anzuvisieren.

:■

Daß die Ursache für die Preislawine 
nicht die Löhne, sondern das Profit-
streben der Unternehmer ist, geht 
auch aus der Entwicklung der Import-
preise und der Verteuerung der Le-
benshaltung hervor. Das DGB-Vor-
standsmitglied Georg Neemann hat 
darauf hingewiesen, daß nach der DM- 
Aufwertung die Einfuhrpreise im letz-
ten Quartal 1969 um durchschnittlich 
2,4 Prozent gesunken sind. Im ein-
zelnen verbilligten sich die Import-
6
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Ferner sollten die schon vor Wochen 
von der Regierung verlangten Maß-
nahmen zur Preisstabilisierung von 
den Gewerkschaften mit größerem 
Nachdruck vertreten werden. Dazu ge-
hören die Aufhebung der Preisbindung 
der zweiten Hand, keine Preiserhö-
hungen bei öffentlichen Verkehrs- und 
Versorgungsbetrieben, Senkung der 
Verbrauchssteuern, Genehmigungs-
pflicht bei Unternehmungszusammen-
schlüssen und Bildung von gesell-
schaftlichen Organen zur Preiskon-
trolle. Offensichtlich reicht es nicht 
aus, nur einen papiernen Protest ge-
genüber den profitfördernden Maß-
nahmen der Bundesregierung anzu-
melden. Von all diesen Forderungen 
wird nur so viel erreicht, wie durch 
Aktionen erkämpft wird. Dazu ge-
hört insbesondere auch der Kampf 
gegen die steigenden Rüstungsausga-
ben.

Der offizielle Preis-Index für die Lebenshaltung war Mitte Januar 1970 um 
3,5 Prozent höher als im gleichen Monat des Vorjahres. Im gleichen Zeitraum 
kletterten die Industrie-Erzeugerpreise um 6 Prozent, davon wiederum die 
Preise für Investitionsgüter um fast 10 Prozent. Der letztere explosionsartige 
Preisanstieg muß als Indikator der künftigen allgemeinen Preisentwicklung 
angesehen werden. Wenn es den Gewerkschaften durch entsprechenden Druck 
auf die Bundesregierung nicht gelingt, energische Maßnahmen gegen die Preis-
politik des Großkapitals zu erreichen, muß damit gerechnet werden, daß in den 
nächsten Monaten die Verteuerung der Lebenshaltung in der Größenordnung 
bis zu 10 Prozent auf die Arbeiter- und Angestelltenfamilien zukommt.

Nach einer Aussage des Hauptge-
schäftsführers des Deutschen Industrie- 
und Handelstages, Düren, hat die 
Preiswelle „offenbar noch nicht ihren 
Höhepunkt erreicht". Einen Vorge-
schmack auf die Entwertung der sauer 
verdienten Löhne und Gehälter gab 
die Frankfurter Frühjahrsmesse. Die 
Preise waren dort im Durchschnitt um 
5 bis 12 Prozent höher, teilweise, z. B. 
für Spielwaren, sogar um 20 Prozent 
und mehr.



Lohndebatte mit Demagogie
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Wenn dennoch Unternehmerfunktio-
näre und Politiker von den Arbeitneh-
mern verlangen, auf ihre verdiente 
Einkommenssteigerung zu verzichten, 
weil sonst die Preise steigen, so heißt 
das — mal ganz simpel formuliert: 
Da das Profitstreben bei uns geheiligt 
ist, auch wenn es die Volkswirtschaft 
gefährdet, und weil darum von Unter-
nehmern verantwortungsvolles Wirt-
schaftsverhalten nicht verlangt werden 
darf, müssen eben die Arbeiter und 
Angestellten auf berechtigte Ansprü-
che verzichten.

Freizeitversicherung 
für Lederarbeiter

Tarifverträge im
Versicherungswesen gekündigt

Bankgewerbe:
Nur 7 Prozent Gehaltserhöhung

Um die Profite auf höchstem Niveau 
zu stabilisieren, greifen die Funktio-
näre der Unternehmerverbände zu 
dem Uraltmittel, die gewerkschaftli-
chen Forderungen zu vermiesen und 
als Ursachen für das Dilemma des ka-
pitalistischen Wirtschaftssystems und 
für unternehmerische Verantwortungs-
losigkeit hinzustellen. Genau das soll 
die zur Zeit laufende demagogische 
Kampagne bewirken, wonach die Lohn- 
und Gehaltserhöhungen schuld sind 
an Preissteigerungen und erwarteten 
konjunkturellen Rückschlägen. In diese 
Kerbe hauen nicht nur die Unterneh-
mer, sondern auch Bundesbankpräsi- 
denl Klasen (SPD) im DB-Monatsbe- 
richt vom Februar und Wirtschafts-
minister Schiller bei der Beratung des 
Jahreswirlschaflsberichtes 1970.

erhöhungen eine selbsttätige Zwangs-
läufigkeit, wie ein Naturgesetz, das 
auf den Tag die Nacht bewirkt. Aber 
Preise werden von Menschen — Un-
ternehmern und ihren Managern bzw. 
Politikern — festgesetzt und können 
bestenfalls die Profitspannen verklei-
nern, und das auch nur vorüberge-
hend, weil die alljährliche Steigerung 
der Arbeitsproduktivität die Profit-
quellen immer üppiger sprudeln läßt.

Es ist klar, daß die Werktätigen und 
ihre Gewerkschaften sich darauf nicht 
einlassen können und werden. Im 
übrigen ist die Behauptung, daß die 
Lohnerhöhungen die Lohnkosten in 
der Produktion derartig hochdrücken, 
daß Preiserhöhungen unvermeidlich 
sind, eine nachweisliche Lüge. In ei-
nem Schreiben an den Bundesbank-
präsidenten hat der Leiter der Abtei-
lung Wirtschaftspolitik im DGB, Ge-
org Neemann, am 5. März darauf hin-
gewiesen, daß das Lohnkostenniveau 
in der Industrie in den letzten Mona-
ten nicht höher war als 1966. Das be-
deutet, daß die in den letzten vier 
Jahren erfolgten Lohn- und Gehalts-
erhöhungen voll aus der Steigerung 
der Arbeitsproduktivität gedeckt wer-
den konnten. Die trotzdem erfolgten 
Preissteigerungen haben die Profit-
spannen der großen Unternehmen noch 
mehr aufgebläht.

Ferner vereinbarten die Tarifparteien 
den Fortfall des Ortsklassenabschlags 
von 2 Prozent, so daß es jetzt ein-
heitliche Gehaltssätze gibt. Außerdem 
sollen künftig zwei Sonnabende nicht 
auf den Urlaub angerechnet werden.

62 000 Mitglieder 
j Freizeitversicherung

Der

Die Gewerkschaften HBV, DAG und 
einige Splitterverbände haben die 
Gehaltstarifverträge für die 180 000 
Angestellten des privaten Versiche-
rungsgewerbes zum 31. März 1970 ge-
kündigt. Die DGB-Gewerkschaft HBV 
tritt am 18. März mit dem zuständigen 
Unternehmerverband in Verhandlun- 

I gen über eine Erhöhung der Gehälter

Das ist blanke Demagogie und Hohn 
von Leuten, die um die Machtvertei-
lung im Lande wissen. Etwa nach dem 
Motto: Nun hört doch endlich auf, ihr 
Arbeiter und Angestellten, euren An-
teil zu fordern; er wird euch doch 
wieder abgezwackl! Zwar stellt Fried-
rich die Dinge so dar, als seien Preis-
erhöhungen nach Lohn- und Gehalts- 
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Zur Zeit herrscht Konjunktur mit er-
sten Stagnationserscheinungen. Preis-
treiberei, Superzinsen und Geldent-
wertung grassieren. Die Unternehmen, 
besonders die großen Monopole, ha-
ben 1968/69 eine beispiellose Profit-
explosion erlebt und möchten diesen 
Zustand verewigen. Dabei stoßen sie 
auf den Widerstand der Arbeiterschaft, 
die den Reichtum erzeugt und ihren 
Anteil fordert. Streiks und eine zum 
Teil hartnäckig geführte Lohnbewe-
gung zeigen den Unternehmerverbän-
den seit einigen Monaten, wo ihre 
Grenze liegt. Aber in schöner Regel-
mäßigkeit, wie der Zyklus Krise — 
Konjunktur siebeschert, schwappt jetzt 
wieder die Welle von Demagogie und 
Seelenmassage über den Rand des 
Erträglichen.

Für die Beschäftigten des privaten 
Bankgewerbes in der Bundesrepublik 
ist am 1. März 1970 eine Gehalts-
erhöhung um 7 Prozent wirksam ge-
worden. Diese Gehaltsaufbesserung 
ist offensichtlich darum so gering aus-
gefallen, weil die an den Verhand-
lungen mit dem Unternehmerverband 
beteiligten Gewerkschaften Handel, 
Banken und Versicherungen und Deut-
sche Angestelltengewerkschaft sich 
auf eine sogenannte vermögenswirk-
same Leistung in Höhe von 13 DM 
monatlich bzw. 156 DM jährlich ein-
gelassen haben. Diese Zwangssparrate 
verminderte entsprechend die Gehalts-
erhöhung, die mindestens 60 DM im 
Monat betragen soll.

und weitere Forderungen ein. HBV 
i und DAG haben bislang über die Höhe 

der Gehaltsforderung noch nichts mit- 
. geteilt. Die Gewerkschaft HBV er-

klärte dazu, sie werde unmittelbar 
i vor Verhandlungsbeginn die Höhe der

Gehaltsforderung bestimmen.

Mundgerecht serviert hat nun alle 
diese Argumente der neue Präsident 
der Unternehmer-Dachorganisation 
(BDA), Otto Friedrich, in einem Brief 
an den DGB-Vorsitzenden Heinz Os-
kar Vetter. Der Extrakt des Schrei-
bens vom 3. März lautet: Die gegen-
wärtigen Lohn- und Gehaltserhöhun-
gen treiben die Preise, gefährden die 
Konjunktur und die Arbeitsplätze; sie 
nützen den Arbeitern nichts, da einer-
seits das Finanzamt sofort höhere 
Steuern kassiert und andererseits der 
Unternehmer die Lohnerhöhungen 
über höhere Preise wieder zurückholt.

Aus alledem folgt, daß die Gewerk-
schafter nicht den leisesten Grund 
haben, von irgendwelchen Forderun-
gen abzulassen. Vielmehr ist der 
Nachholbedarf sehr groß. Die gegen-
wärtige Lohnbewegung muß mit aller 
Kraft und ohne falsch verstandene 
politische Loyalität zur SPD-geführten 
Regierung durchgestanden werden. 
Und überdies ist es höchste Zeit, 
daß die Großunternehmer von den 
Schalthebeln der Wirtschaft durch 
Mitbestimmung der Gewerkschaften 
zurückgedrängt werden, damit auch die 
Arbeiter, die Betroffenen, die Preise 
kontrollieren können. Gerd Siebert

Als fünfte Gewerkschaft hat die Ge-
werkschaft Leder im DGB für ihre 
rund 62 000 Mitglieder eine soge-
nannte Freizeitversicherung abge-
schlossen. Der Versicherungsschutz 
tritt am 1. Juli 1970 in Kraft und be-
zieht sich auf alle Unfälle, für die 
nicht die Berufsgenossenschaft auf-
kommt, so z. B. Unfälle im Haus-
halt, im Straßenverkehr, beim Sport 
und im Urlaub.

Krise — Aufschwung — Konjunktur — Stagnation — Krise: das ist der un-
aufhörliche Wirtsdiaftsablauf im Kapitalismus. Ob Bürgerliche oder Sozial-
demokraten regieren, spielt dabei eine untergeordnete Rolle. Diese Gesetz-
mäßigkeit des Kapitalismus kann man erst mit dem Kapitalismus selbst aus 
der Welt schaffen. Und ebenso die Folgen: Preistreiberei, Inflation, Lohn-
drückerei, soziale Demontage.

Die Gewerkschaften HBV und DAG 
wollen neben der Gehaltserhöhung 
eine Reihe weiterer tarifpolitischer 

. Fragen klären, so u. a. die Verkürzung 
der Berufsjahr-Staffel, den Abschluß 

, eines Rationalisierungsschutzabkom-
mens, die Tarifierung der zweiten 
Hälfte des 13. Monatsgehaltes, den 
Fortfall des Ortsklassenabschlags und 
die Erhöhung der Spesensätze im 
Außendienst.
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Hamburger Lehrer 
wollen streiken

Bauarbeiter 
bekommen 10 Prozent mehr
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Generell hat der Bezirk Hessen der 
IG Chemie die Erhöhung der Löhne 
um 65 Pfennig je Stunde, das sind 
durchschnittlich 14,6 Prozent, und der 
Gehälter um 12,5 Prozent gefordert. 
Wie aus Westfalen verlautet, fordern 
dort die Beschäftigten der chemischen 
Industrie 15 Prozent Lohn- und Ge-
haltserhöhung.

In der gegenwärtigen Tarifrunde will 
die IG Chemie - Papier - Keramik be-
sonderes Augenmerk auf die Über-
windung des Auseinanderklaffens von 
Effektiv- und Tarifverdiensten legen. 
Zu diesem Zweck wird eine „betriebs-
nähere Tarifpolitik" angestrebt.

Der Hauptvorsland der IG Chemie-Papier-Keramik hat Ende Februar in einer 
Erklärung die Grundsätze für die Tarifpolitik 1970 fixiert. In der chemischen 
Industrie der Bundesrepublik sind die meisten regionalen Tarifverträge bereits 
gekündigt und die Verhandlungen über die Lohn-, Gehalts- und Nebenforderun-
gen der Gewerkschaft angelaufen. Ausdrücklich erklärt die IG Chemie-Papier- 
Keramik ihre Entschlossenheit, nur solche Erhöhungssätze für Löhne und 
Gehälter zu vereinbaren, die den durchschnittlichen Ergebnissen der chemischen 
Industrie entsprechen und deutlich über den Erhöhungssätzen des Durchschnitts 
der Gesamtindustrie liegen. In der chemischen Industrie sind rund 530 000 Ar-
beiter und Angestellte beschäftigt.

Die IG Chemie im Bezirk Hessen hat 
in dieser Richtung bereits einen kon-
kreten Vorstoß unternommen. Zu-
nächst will die Gewerkschaft in den 
Firmen Merck, Degussa, Caltex, Cas- 
sella, Glanzstoff und Farbwerke 
Hoechst zusätzlich und als Bestandteil 
der allgemeinen Tarifverträge Firmen-
verträge abschließen, mit denen ein 
Teil der zusätzlichen Bezahlung tarif-
vertraglich abgesichert werden soll. 
Es ist u. a. auch an die Vereinbarung
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Die Beschäftigten in der chemischen 
Industrie und die Chemiegewerkschaf-
ter müssen sich darauf einstellen, daß 
es in der diesjährigen Tarifbewegung 
zu besonders harten Zusammenstößen 
mit den Unternehmern kommen kann. 
Denn Unternehmer und Bundesregie-
rung sind bestrebt, die Lohn- und Ge-
haltserhöhungen so niedrig wie mög-
lich zu halten, um das hohe Niveau 
der Profitzunahme nicht zu gefährden. 
Die vom Hauptvorstand der IG Che-
mie - Papier - Keramik aufgestellten 
Grundsätze und Überlegungen zur 
Tarifpolitik sind völlig berechtigt und 
erfordern darum auch eine konse-
quente Politik und Mobilisierung der 
verfügbaren gewerkschaftlichen Kräfte 
zu ihrer Verwirklichung.

Außer in Hessen sind die Tarifver-
träge in Nordrhein und Rheinland- 
Pfalz, wo sich die großen Chemie-
konzerne befinden, sowie im Ruhr- 
Lippe-Gebiet zum 31. März gekündigt. 
In den Bezirken Niedersachsen, Bre-
men, Schleswig-Holstein, Hamburg, 
Nordbaden - Nordwürttemberg, Süd- 
württemberg-Hohenzollern und West- 
Berlin laufen die Lohn- und Gehalts-
tarifverträge zum 30. April aus. West-
falen, Bayern und Südbaden folgen 
zum 31. Mai und das Saargebiet zum 
31. Juli 1970.

einen Warnstreik entschieden. In Ham-
burg sind rund 70 Prozent der Lehrer 
Mitglied der GEW. An der Urabstim-
mung nahmen mehr als 90 Prozent 
dieser Lehrer teil. Ob der Streik statt-
findet, wird von der Gewerkschaft von 
dem Ergebnis ihrer Verhandlungen 
mit dem hamburgischen Senat ab-
hängig gemacht.

Lohn- und Gehaltsforderungen um 15 Prozent 
Gewerkschaft legt Grundsätze zur Tarifpolitik vor

von 
Der von zwei 

verbreiteten 
Auslegung, die zusätzlichen 2,5 Pro-
zent würden nur als „Baustellenzu-
lage" gellen, tritt die IG Bau - Steine - 
Erden entgegen.

Orientierungspunkte für die angelau-
fene Lohnrunde sind für die IG Che-
mie einmal die vorausgeschätzte Zu-
wachsrate des privaten Verbrauchs 
von 7 Prozent, der infolge auf 3 bis 
4 Prozent geschätzter Preissteigerun-
gen eine Erhöhung des Nettoeinkom-
mens von 10 bis 11 Prozent im Jahres-
durchschnitt 1970 erforderlich mache. 
Außerdem sei zu berücksichtigen, so 
erklärt der Hauptvorstand, daß die 
Bruttoeinkommen der Arbeitnehmer 
schneller steigen müssen als die der 
Unternehmer, wenn Wachstum und 
Stabilität der Wirtschaft gewahrt wer-
den sollen. Von 1965 bis 1969 seien 
die Bruttoeinkommen der Arbeiter und 
Angestellten nur um 29,7 Prozent und 
die der Unternehmer jedoch um 40,7 
Prozent gestiegen. Dieser Unterschied 
müsse im absehbaren Zeitraum aus-
geglichen werden.

Die Tarifparteien einigten sich ferner 
darauf, in den Berufsgruppenkatalog 
die Kategorie des „gehobenen Fach-
arbeiters" einzuführen. In diese 
Gruppe werden alle Bauarbeiter ein-
gestuft, die eine abgeschlossene Lehre 
und eine entsprechende Befähigung 
nachweisen können. Diese Facharbei-
ter werden künftig 2 Prozent zusätz-
lich erhallen, so daß für sie die Lohn-
erhöhung 12 Prozent beträgt. Der 
neue Tarifvertrag gilt bis zum 
30. April 1971. Die Tarifparteien ha-
ben eine Erklärungsfrist bis zum 
20. Marz vereinbart. Wenn seitens 
der Unternehmer kein Einspruch er-
folgt, treten diese Vereinbarungen 
zum vorgesehenen Termin in Kraft. 
Es ist damit zu rechnen, daß nach 
dem 20. März auch für die Angestell-
ten im Bauhauptgewerbe ein neuer 
Gehaltstarifvertrag vereinbart wird.
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Die angekündigle Kampfmaßnahme 
der Lehrer gilt weniger der Verbes-
serung ihrer Gehälter als den kata-
strophalen Zuständen auch im Bil-
dungswesen Hamburgs. Solche Auf-
gaben wie Vorschulerziehung, Diffe-
renzierung, Neigungskurse, Kleinklas-
sen, Individualunterricht, 10. Schuljahr, 
Senkung der Klassenfrequenzen und 
Weiterbildung der Lehrer können 
nicht in Angriff genommen werden, 
weil es viel zu wenig Lehrer gibt und 
die finanziellen Mittel, die vom Staat 
für das Schulwesen zur Verfügung ge-
stellt werden, bei weitem nicht aus-
reichen. In West-Berlin hat die Misere 
im Schulwesen Anfang März zum 
Rücktritt des dortigen Schulsenators 
und zu umfangreichen Protestaktionen 
von Schülern und Lehrern geführt.

Neben den allgemeinwirtschaftlichen 
Prognosen und Fakten spiele die wirt-
schaftliche Situation der chemischen 
Industrie eine entscheidende Rolle bei 
den Forderungen der IG Chemie. Da 
die chemische Industrie weiterhin in 
einer Phase der Mengenkonjunklur 
mit überdurchschnittlichen Wachstums-
raten sei, müßten die tariflichen Ab-
schlüsse dieser Spitzenstellung ent-
sprechen. Die anzustrebende Lohn- 
und Gehaltserhöhung in der chemi-
schen Industrie müsse deutlich über 
den durchschnittlichen Zulagen der 
Gesamtindustrie liegen.

Die Tarifverhandlungen für die Ar-
beiter im Bauhauptgewerbe wurden 
Ende Februar abgeschlossen. Danach 
erhalten die Bauarbeiter eine Erhö-
hung des tariflichen Ecklohns um 
7,5 Prozent ab 1. Mai 1970. Wegen 
der erschwerten Arbeitsbedingungen 
des Bauarbeiters sollen darüber hin-

weitere 2,5 Prozent Zulage ge-
zahlt werden, so daß praktisch jeder 
Bauarbeiter eine Lohnerhöhung 
10 Prozent erhält. 
Unternehmerverbänden

In einer Urabstimmung der Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) haben sich in Hamburg 78,7 
Prozent der beteiligten Lehrer für

von Sparbegünstigungen, Jahresab-
schlußprämien und dergleichen ge-
dacht.
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IG Bergbau fordert 
tarifliche Verbesserungen

Skandalöse Bedingungen 
für ausländische Arbeiter

Die Zahl der ausländischen Arbeiter 
in der Bundesrepublik ist bis Januar 
1970 um fast 440 000 gegenüber dem 
gleichen Vorjahresmonat auf 1 575 000 
gestiegen. Während der Anteil der 
Italiener und Spanier zurückging, ist 
der Anteil der Jugoslawen und der 
Türken deutlich gestiegen. Der An-
teil der Griechen ist nur ganz leicht 
gesunken.

Fast 1,6 Millionen Arbeiter 
aus dem Ausland

Der Hauptvorstand teilte über den 
Zeitpunkt der tarifpolitischen Initia-
tiven allerdings nichts mit. Wie aus 
Kreisen des Vorstandes verlautet, ist 
3/70

Für die Beschäftigten in der Textil-
und Bekleidungsindustrie ist die Si-
tuation außerordentlich günstig. Die 
Textilindustrie, die Bekleidungsindu-
strie und der Textileinzelhandel hat-
ten 1969 einen Umsatzzuwachs zwi-
schen 10,6 und 11 Prozent aufzuwei-
sen. Entsprechend sind auch die Ge-
winnerlöse der Unternehmer gestie-
gen. Da in der Textil- und Beklei-
dungsindustrie die Lohn- und Gehalts-
summe im Durchschnitt nur 21,5 Pro-
zent des Umsatzes ausmacht, ist der 
Spielraum für die Realisierung der 
Gewerkschaftsforderung außerordent-
lich groß.

Die Mehrheit der 1,6 Millionen aus-
ländischen Arbeitskräfte in der Bun-
desrepublik hat nicht nur die gefähr-

Zu einer ersten tarifpolitischen Eini-
gung im Bereich der Textilindustrie 
kam es am 8. März in Hessen. In 
regionalen Verhandlungen zwischen 
der hessischen Textilindustrie und 
der Gewerkschaft Textil - Bekleidung 
wurde ein neuer Tarifvertrag abge-
schlossen, der am 1. April in Kraft 
tritt und die Erhöhung des Tarifstun-
denlohnes zwischen 42 und 50 Pfennig 
sowie der Gehälter um 12 Prozent und 
der Lehrlingsvergütung um 20 bis 30 
D-Mark vorsieht. Die Gewerkschaft 
hatte eine Lohnerhöhung von 60 Pfen-
nig, das wären 14 bis 17 Prozent ge-
wesen, gefordert.

beabsichtigt, zunächst noch kurzzu-
treten, bis im Sommer die Landtags-
wahlen in Nordrhein-Westfalen be-
endet sind. Der IGBE-Hauptvorstand 
glaubt nämlich, daß eine Tarifbewe-
gung im Bergbau den Wahlchancen 
der SPD schaden könne und neigt 
dazu, aus diesem Grunde die Ver-
tretung der berechtigten Interessen 
der Bergarbeiter hintenanzuslellen. 
Andererseits ist es eine bekannte 
Tatsache, daß die Bergarbeiter infolge 
des Steinkohlenmangels und der an-
haltenden Abwanderung von Arbeits-
kräften aus dem Bergbau fortwährend 
zur Steigerung ihrer Leistung gezwun-
gen werden. Diese Tatsache rechtfer-
tigt nicht nur die sofortige Erhöhung 
der Löhne und Gehälter sowie Reali-
sierung der angestrebten weiteren 
Verbesserungen, sondern sie bietet 
auch noch günstige Bedingungen für 
die Durchsetzung dieser Forderungen. 
Sie sollten darum unverzüglich 
nutzt werden.

liebsten, schwersten sowie schmutzig-
sten Arbeiten auszuführen und befin-
det sich in den niedrigsten Hilfsarbei-
terlohngruppen, sondern haust auch in 
menschenunwürdigen Unterkünften. 
Das brachte eine von der Gewerbeauf-
sicht in Nordrhein-Westfalen auf 
23 000 Baustellen durchgeführte Kon-
trolle der „Gastarbeiterunterkünfte“ 
zutage. Obwohl die gesetzlichen Vor-
schriften aus dem Jahre 1934 (!) primi-
tivste Anforderungen vorsehen, regi-
strierten die Beamten der Gewerbe-
aufsicht mehr als 100 000 Beanstan-
dungen.

über die Lohn- und Gehaltsforderun-
gen der Gewerkschaft Textil-Beklei- 
dung für die 380 000 in dieser Branche 
beschäftigten Arbeiter und Angestell-
ten stattgefunden. Auch in diesem 
Bereich fordert die Gewerkschaft 
Lohnerhöhungen um 60 Pfennig die 
Stunde und eine entsprechende Auf-
besserung der Gehälter. In dem zwei-
ten Gespräch der Tarifparteien am 
4. März boten die Unternehmer nur 
9 Prozent, die von der Gewerkschaft 
abgelehnl wurden. Die nächsten Ver-
handlungen sollen am 21. März statt-
finden. Die Gewerkschaft will ver-
suchen, den Tarifvertrag für die Be-
kleidungsindustrie ohne feste Lauf-
zeiten abzuschließen.

In einer tarifpolitischen Stellungnahme 
hat der Hauptvorstand der IG Berg-
bau und Energie Ende Februar die 
tarifpolitischen Ziele des laufenden 
Jahres abgesteckt. Eine „spürbare pro-
zentuale Lohn- und Gehaltserhöhung" 
wird darin für 1970 das Ziel Nr. 1 
genannt, über die Höhe der Lohn- 
und Gehaltsforderung wurde jedoch 
noch nichts mitgeteilt. Außerdem ver-
langt die IG Bergbau die tarifver-
tragliche Absicherung des Weih-
nachtsgeldes. Stufenweise soll aus 
dem Weihnachtsgeld ein zusätzliches 
13. Monatseinkommen für die im Berg-
bau Beschäftigten entwickelt werden. 
Die Gewerkschaft fordert schließlich 
die Überprüfung der Regelung bezüg-
lich der sogenannten Hausbrand-
kohle, die Bergarbeiter zusätzlich zum 
Lohn erhallen. Wer Anspruch auf 
Hausbrandkohlen hat und in seiner 
Wohnung mit Gas heizt, muß statt 
Kohlen Anspruch auf ein entspre-
chendes „Energiegeld" zugestanden 
bekommen, fordert die IGBE.

Aus Angst, ihre Arbeit und Aufent-
haltsgenehmigung zu verlieren, 
scheuen sich die meisten ausländi-
schen Arbeiter, sich über diese Zu-
stände zu beschweren. Hier müssen 
die Gewerkschaften helfen. Um so un-
verständlicher ist es, wenn der zustän-
dige Fachreferent beim DGB-Bundes-
vorstand, Richter, erklärt, Mißstände 
seien „nicht die Regel". Wenn schon 
die Gewerbeaufsicht allein in Nord-
rhein-Westfalen mehr als 100 000 Be-
anstandungen feststellt, sind das 
keine Ausnahmen. Pet.

Außerdem tritt in der Textilindustrie 
die schon früher vereinbarte Verkür-
zung der Arbeitszeit auf 40 Stunden 
bei vollem Lohnausgleich ebenfalls 
am 1. April in Kraft. Ebenso wie in 
Hessen laufen in Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz, Nordrhein, Nord-
bayern, Südbayem, Hamburg und 
Schleswig-Holstein Tarif Verhandlun-
gen. Hier laufen die alten Verträge 
noch bis zum 30. April. In Nieder- 
sachsen/Bremen sind die Verträge 
zum 31. Mai und in Westfalen zum 
30. Juli 1970 gekündigt.

Im Jahre 1969 hat sich der Mitglieder-
stand der IG Metall um 106 000 oder 
5,4 Prozent auf 2 070 980 erhöht. Das 
teilte die Gewerkschaft jetzt mit. Da-
mit erreichte die Mitgliederzahl einen 
neuen Rekordstand. Erstmals hatte 
die IG Metall 1965 mehr als 2 Mil-
lionen Mitglieder. Im Jahr 1967 
infolge der Wirtschaftskrise ein Mit-
gliederverlust eingetreten. Schon 1968 
war wieder eine leichte Zunahme 
verzeichnen.

In der Bekleidungsindustrie haben 
bisher zwei zentrale Verhandlungen

Die
Teil überbelegt... Für 

diese miserablen Unterkünfte haben 
manche Arbeiter auch noch einen 
Mietzins von ihrem Lohn abzutreten."

über die vorgefundenen Mißstände 
berichtete die „Frankfurter Rund-
schau" am 21.2.1970. „Da hausten 
Gastarbeiter in windschiefen Bauwa-
gen und -buden, in Kellern von Neu-
bauten, schliefen auf zerlumpten La-
gern, auf Fußböden, Tischen und Bän-
ken, neben feuergefährlichen Kochstel-
len und zwischen herumliegenden Ab-
fällen. Mitunter fehlten Stühle, Fen-
ster oder zumindest ausreichende 
Frischluftzufuhr. Die Behausungen 
waren zum
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„Vermögensbildung“ und was dahinter steckt 
Auch IG Metall fordert 312-DM-Tarifvertrag

Eine Umverteilung der Vermögen in 
der Bundesrepublik kann auch nicht 
erreicht werden mit den zahlreichen 
Plänen, die alle versprechen, soziale 
Symmetrie zu verwirklichen, aber alle 
davon ausgehen, die Unternehmerpro-
fite zu schonen. Selbst vom Vorsit-
zenden der Bundesvereinigung der Ar-
beitgeberverbände, Otto A. Friedrich, 
liegt ein Vermögensbildungsplan vor, 
zweifellos weil sogar die Unterneh-
mer die Disproportion in der Eigen-
tumsverteilung für gefährlich halten.

gestaffeltem Sozialrabatt Zertifikate 
kaufen. Das bedeutet, daß die Finan-
zierung der Vermögensbildung der 
Arbeitnehmer durch die eigenen Er-
sparnisse und mit Hilfe des Staates 
erfolgt und nicht auf Kosten der Un-
ternehmerprofite.

4

Es gibt gar keinen Zweifel, daß die 
Vermögensbildung in der Bundesrepu-
blik in einer geradezu schamlosen Wei-
se zu einer unwahrscheinlichen Berei-
cherung der Produktionsmittelbesitzer 
geführt hat. Arbeitsminister Walter 
Arendt stellt in einem Artikel in der 
„Welt der Arbeit" fest, daß das Pro-
duktivvermögen in der Bundesrepu-
blik zu 70 Prozent im Besitz von 
1,7 Prozent der Haushalte liegt und 
selbst das 624-DM-Gesetz diese ein-
seitige Vermögensbildung keineswegs 
verändern kann.

Mehrheit gebilligt haben, ernsthaft 
annehmen, die Zuwendungen der Un-
ternehmer würden, wenn sie tariflich 
fixiert werden, zusätzlich zu den 
Effektivverdiensten gezahlt. Die lohn-
politischen Erfahrungen lassen mit 
Sicherheit darauf schließen, daß ver-
mögenswirksame Leistungen auf Ko-
sten der Löhne oder von Soziallei-
stungen des Betriebes gehen werden. 
Es ist eine Illusion zu glauben, daß 
die Einkommensverhältnisse der Ar-
beiter und Angestellten anders als 
durch eine Erhöhung der Reallöhne 
zu verbessern sind.

Der Plan des Untemehmerpräsidenten 
Friedrich ist auch dementsprechend. 
Er sieht vor, daß die Unternehmer 
vom Staat Steuervergünstigungen er-
halten, und dafür in gleicher Höhe 
Schuldscheine in einen Fonds abfüh-
ren. Die Arbeiter und Angestellten 
können dann aus diesem Fonds nach

Dem Bundestag liegt der Gesetzentwurf des von der Bundesregierung beschlos-
senen „3. Vermögensbildungsgesetzes" zur Beschlußfassung vor. Mit diesem 
Gesetzentwurf wird der bisherige 312-DM-Betrag auf 624 DM erhöht und gleich-
zeitig ein Zulagensystem eingeführt, das die bisherigen Nachteile bei der 
Rentenberechnung durch das 312-DM-Gesetz beseitigt. Damit werden nach An-
sicht der Regierung die Vorbehalte der Gewerkschaften aufgehoben, die dazu 
führten, daß die Gewerkschaften tarifliche Fixierungen sogenannter vermö-
genswirksamer Leistungen nur zögernd vorgenommen haben.

Was für Motive auch hinter den ein-
zelnen Plänen stehen, eines haben sie 
alle gemeinsam — die bestehenden 
Besitz- und damit Machtverhältnisse 
werden nicht verändert: Im Gegenteil, 
das spätkapitalistische System wird 
stabilisiert. Alle Vermögensbildungs-
pläne dienen der Integration der Ar-
beiter und Angestellten in das be-
stehende Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystem, denn sie verbreiten die 
Illusion unter den Arbeitnehmern, 
sie seien jetzt an dem Produktivver-
mögen beteiligt.

Wenn überhaupt, dann sind für die 
Gewerkschaften der Krelle- bzw. 
Gleitze-Plan interessant. Beide sehen 
vor, daß ein Teil des Bruttogewinnes 
der Unternehmer in Form von Schuld-
verschreibungen oder Bargeld an ei-
nen Fonds abgeführt wird, aus dem 
die Arbeiter und Angestellten unent-
geltlich Anleilpapiere erhalten, die in-
nerhalb von fürf bis zehn Jahren 
nicht verkauft werden dürfen. Wäh-
rend aber nach dem Krelle-Plan die 
von den Unternehmen an die Fonds 
abgeführten Beträge als Finanzie- 
rungsmitlel der Wirtschaft zur Ver-
fügung stehen sollen, will der Gleitze- 
Plan Kapitalvermögen bilden in über-
betrieblichen Fonds, die als Selbstver-
waltungskörperschaften der Arbeit-
nehmer eingerichtet werden und unter 
Aufsicht des Staates stehen. An der 
Nutznießung des Sozialkapitals und 
seiner Erträge sollen alle Arbeitneh-
mer beteiligt werden.

Eine gewerkschaftliche Politik, die auf 
die Umverteilung des Geld- und Sach-
vermögens in der Bundesrepublik 
zielt, muß in jedem Falle der aktiven 
und expansiven Lohnpolitik, in Ver-
bindung mit der Verwirklichung der 
Mitbestimmungsforderung, den Vor-
rang geben. Es geht für die Arbeiter 
und Angestellten nicht um neue For-
men der Aufteilung des Lohnes zum
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Bisher hatten von den 22 Millionen 
Beschäftigten nur 3,5 Millionen vom 
312-DM-Gesetz Gebrauch gemacht, 
und zwar im Durchschnitt in der Flöhe 
von 280 DM. Der Grund hierfür, so hat 
das Bundesarbeitsministerium vor ei-
niger Zeit festgestellt, lag in dem zu 
geringen Einkommen der Lohn- und 
Gehaltsempfänger, das nicht erlaubt, 
Sparleistungen aufzubringen.

Der Direktor der Daimler-Benz-Werke 
in Stuttgart, H. M. Schleyer, einer der 
größten Scharfmacher im Unternehmer-
lager, hat vor einiger Zeit erklärt, 
wer „unsere Wirtschafts- und Gesell-
schaftsordnung" verteidigen wolle/ 
müsse für eine breite Vermögens- und 
Eigentumsverteilung mit allem Nach-
druck eintreten. Aber er versteht dar-
unter nicht solche Vorschläge, „die 
sich von unserer Gesellschaftsordnung 
grundlegend entfernen, indem sie z. B. 
das Privateigentum an den Produk-
tionsmitteln in Frage stellen". Das 
heißt also, die sogenannte Vermö-
gensbildung für Arbeitnehmer darf 
nicht an den Profiten der Unterneh-
mer rütteln, sie soll vor allem dazu 
dienen, den gewerkschaftlichen For-
derungen nach Ausweitung der Mit-
bestimmung entgegenzuwirken.

Von gleicher Qualität ist der soge-
nannte Burgbacher-Plan der CDU. Da-
nach soll der Unternehmer auf Grund 
eines Gesetzes jedem Arbeitnehmer 
monatlich 20 Mark auf ein Bankkonto 
überweisen. Die Bank kauft von die-
sem Geld Aktien oder Investment- 
Zertifikate und nimmt sie mit einer 
Sperrfrist von sechs Jahren für die 
Arbeitnehmer in Verwahrung. Diese 
gesetzliche Leistungspflicht kann durch 
Tarifverträge abgelöst werden. Da-
neben sieht der Burgbacher-Plan eine 
ganze Reihe von Maßnahmen vor, u. a. 
die Gründung einer Inveslment-Betei- 
ligungsbank. Daß mit den Vorstellun-
gen Burgbachers keine Vermögens-
bildung für Arbeiter und Angestellte 
erreicht wird, sondern bestenfalls ein 
Zwangssparsystem aufgebaut wird, 
liegt auf der Hand.

Inzwischen hat auch die IG Metall 
den Entwurf einer Tarifvereinbarung 
vorgelegt, nach der die Unternehmer, 
rückwirkend ab 1. Januar 1970, zu-
sätzlich zu Löhnen und Gehältern „ver-
mögenswirksame" Leistungen an die 
Beschäftigten zahlen sollen. Es ist 
nicht gut vorstellbar, daß die bezirk-
lichen Tarifkommissionen der IG Me-
tall, die diesen Entwurf mit großer 
10

Man kann dem Minister nur zustim-
men, wenn er meint, daß 624 DM kein 
„Vermögen" darstellen, sondern be-
stenfalls Sparguthaben für größere 
Ausgaben, die in einem Arbeiter-
haushalt von Zeit zu Zeit notwendig 
werden. Selbst bei seiner Milchmäd- 
chen-»Rechnung, wonach, wenn alle 
Vergünstigungen in Anspruch genom-
men werden, 624 DM pro Jahr im 
günstigsten Falle in zehn Jahren 
13 000 DM ergeben, kann nicht, wie 
es Walter Arendt behauptet, von 
größerem „Freiheitsspielraum" geredet 
werden oder von einer Milderung 
der wirtschaftlichen Abhängigkeit der 
Lohn- und Gehaltsempfänger. Dabei 
müßte der Minister der Öffentlichkeit 
einmal vorrechnen, wie er auf diese 
13 000 DM gekommen ist. Was hier 
Vermögensbildung genannt wird, ist 
in Wirklichkeit bestenfalls eine zu-
sätzliche Sozialversicherung.



Es geht um Verfügungsgewalt
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Zwecke des Konsums und der Zwangs- 
sparung, sondern um die Umvertei-
lung der Unternehmergewinne. Ver-
mögenspolitik hat für Arbeiter und 
Angestellte nur dann einen Sinn, wenn 
der Kampf für einen höheren Anteil 
am Volksvermögen verbunden ist mit 
dem Kampf um die Zurückdrängung 
der wirtschaftlichen und politischen 
Macht der Konzerne und Monopole in 
der Bundesrepublik.

Anteil an den Neu-Investitionen an Fonds abführen 
Beitrag zur Diskussion über „Vermögensbildung“

Die Fonds, die der Selbstverwaltung 
der Arbeiter und Angestellten und 
ihrer Gewerkschaften unterstehen sol-
len, werden der von Willi Gerns ent-
wickelten Aufgabenstellung (Ergän-
zung zur Mitbestimmung und Kon-
trolle für die Zurückdrängung der 
Macht des Großkapitals) schwerlich 
nachkommen können, wenn sie als 
Kollektiv zusammengefaßtes „Privat-
eigentum an den Produktionsmitteln“ 
bestimmter Arbeiter und Angestellter 
betrachtet werden. Die Fonds sollten 
von vornherein eine Art gesellschaft-
liches Eigentum sein, das im Inter-
esse der ganzen Klasse gegen die 
Monopolherrschaft wirksam wird. Die 
Ausgabe irgendwelcher Aktien, An-
teilscheine oder wie sie auch immer 
heißen mögen, schafft bei den Arbei-
tern ähnliche Illusionen, wie sie das 
Großkapital mit seiner Vermögens-
bildung nährt.

Dieser Widerspruch zwischen dem ge-
sellschaftlichen Charakter der Pro-
duktion und der privatkapitalistischen 
Aneignung der Ergebnisse der Pro-
duktion muß unseres Erachtens bei 
allen Alternativen zur Vermögens-
bildung im Interesse der Arbeiter-
klasse der Ausgangspunkt sein. Diese 
Alternativen müssen dazu beitragen, 
daß die Schlüsselindustrien und markt-
beherrschenden Großunternehmen in 
öffentliches Eigentum überführt und 
mit der Mitbestimmung der Arbeiter-
klasse die Macht des jetzt alles be-
herrschenden Großkapitals zurückge-
drängt wird. Natürlich ist damit der 
Widerspruch zwischen gesellschaftli-
cher Produktion und privatkapitalisti-
scher Aneignung noch nicht beseitigt, 
aber es entstehen günstigere Kampf-
positionen, um die Macht der Mono-
pole ganz zu brechen.

Willi Gerns hat auf der wissenschaftlichen Tagung unserer Zeitschrift zum 
Thema „Lenin und Fragen der Gewerkschaflspolitik" im Dezember 1969 in 
Nürnberg Alternativen zu der vom Großkapital und seinen Handlangern betrie-
benen „Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand" zur Diskussion gestellt (vgl. 
NACHRICHTEN Heft 1/70, S. 10). Diese Initiative kann nicht hoch genug ein-
geschätzt werden, zumal Unternehmer und Bundesregierung sowie Funktionäre 
der Gewerkschaften in diesen Wochen mit zahlreichen neuen Projekten auf-
warten und mehrere tarifvertragliche Vereinbarungen auf der Basis des 312- 
DM-Gesetzes abgeschlossen haben.

Ware Arbeitskraft durch die Vermö- 
gensbesilzer benutzt wird, Mehrwert 
zu realisieren, um zu einem noch 
größeren Vermögen zu kommen. Das 
Einfamilienhaus mancher Arbeiter, 
langfristige Konsumgüter, wie Auto 
oder Fernsehapparat und ein Not-
groschen auf der Sparkasse, stellen 
kein Vermögen dar.

Wir stimmen Willi Gerns zu, daß die 
Möglichkeiten der Vermögensbildung 
selbst im günstigsten Falle im System 
des Spätkapitalismus der Bundesrepu-
blik äußerst begrenzt sind. Alternati-
ven auf diesem Gebiet werden nur 
dann den Interessen der Arbeiter-
klasse dienen und der ideologischen 
Vernebelung der herrschenden Kreise 
entgegenwirken, wenn sie in ein anti-
monopolistisches Gesamtkonzept ein-
gebettet sind. Allerdings haben in 
diesem Gesamtkonzept der Kampf um 
Mitbestimmung und Überführung der 
Schlüsselindustrie in öffentliches 
Eigentum sowie eine demokratische 
Planung die Priorität.

Dr. Werner Petschick

Um entsprechend dem DGB-Grundsatz-
programm die gegenwärtig ungerechte 
Einkommens- und Vermögensbildung 
zu beseitigen und den Anspruch der 
Arbeitnehmer auf Beteiligung des be-
reits gebildeten Vermögens zu reali-
sieren, ist für die Ausarbeitung von 
Alternativen zunächst erforderlich, sich 
darüber Klarheit zu verschaffen, was 
im spätkapitalistischen System unter 
„Vermögen" zu verstehen ist. Vermö-
gen sind in erster Linie Produktions-
mittel (Maschinen, Fabrikanlagen 
usw.) bzw. Geldkapital, das zum An-
kauf von Produktionsmitteln und der

Es wäre wohl richtiger, wenn von den 
Neu-Investitionen der Unternehmer, 
je nach Unternehmensgröße, ein pro-
gressiv steigender Anteil an die von 
Gerns vorgeschlagenen überbetriebli-
chen Fonds übereignet wird. Damit 
könnte die Verfügungsgewalt über 
Teile des Konzernkapitals im wach-
senden Umfange den Großunterneh-
mern entzogen werden. Diese Betei-
ligung an der Akkumulation müßte 
durch ein entsprediendes Gesetz für 
eine wahrhafte Vermögensbildung der 
Arbeiterklasse geregelt werden oder 
könnte durch tarifvertragliche Verein-
barungen zustande kommen.

Sicher sollen die von Willi Gerns 
dargelegten drei „unumstößlichen 
Grundsätze" auch diesem Ziel die-
nen. Wir halten es aber für proble-
matisch, wenn dabei die „vermögens-
wirksamen Leistungen für Arbeiter 
und Angestellte“ als „zusätzlich zu 
den Lohn- und Gehalterhöhungen“ im 
Zusammenhang gesehen werden. Bei 
jeder Lohnbewegung werden die Ge-
werkschaften den Unternehmern im-
mer nur soviel abringen, wie sie 
kampfstark sind. Es besteht bei einer

Bei immer stärkerer Vergesellschaf-
tung der Produktion, insbesondere 
durch die wissenschaftlich-technische 
Revolution, befinden sich in der Bun-
desrepublik die wichtigsten Produk-
tionsmittel, das entscheidende Ver-
mögen, im Privatbesitz einer kleinen 
Schicht von Multimillionären und Mil-
liardären, die sich den von den Werk-
tätigen geschaffenen Reichtum an-
eignet und damit immer mehr ökono-
mische und politische Macht auf sich 
konzentriert.

Diese Sparförderung (oder auch 
Zwangssparen) hat mit einer Vermö-
gensbildung nicht das geringste zu 
tun, weil mit diesen geringen Beträ-
gen durch die Arbeiter und Ange-
stellten kein Vermögen zu bilden ist. 
Wir sind mit Gerns einer Meinung, 
daß es für die Arbeiterbewegung 
darauf ankomml, die wahren Ab-
sichten, die das Großkapital mit der 
als Mitbestimmungsersatz angeprie-
senen „Vermögensbildung" verfolgt, 
zu entlarven. Man will den Arbeitern 
einmal das Gefühl geben, Miteigen-
tümer von Produktionsmitteln zu sein 
und zum anderen deren Einkommen 
ohne ihre Einflußnahme noch stärker 
für Investitionen mobilisieren. Richtig 
erscheint uns auch der Gedanke, daß 
es neben der Aufklärung über Cha-
rakter und Ziele dieser systemstabi-
lisierenden Vermögensbildung not-
wendig ist, im Interesse der Arbeiter-
klasse eigene Alternativen zu ent-
wickeln und dafür den Kampf zu or-
ganisieren.

Mit diesem Artikel von Dr. Werner 
Petschick setzen wir die im Februar- 
Heft mit einem Beitrag von Willi 
Gerns begonnene Diskussion um die 
sogenannte Vermögensbildung in Ar-
beitnehmerhand fort. Wir bitten um 
Zuschriften zu diesem aktuellen ge-
sellschaftspolitischen Thema.

solchen Regelung die Gefahr, daß 
diese „zusätzlichen Leistungen" die 
Löhne und Gehälter schmälern, ohne 
daß die Arbeiterklasse einen Teil von 
dem Profit erhält, den die Unterneh-
mer akkumulieren.



Wirtschaft im Teufelskreis
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Insgesamt ein Fünftel der westdeut-
schen Industrieproduktion des Jahres 
1969 wurde demnach nicht auf dem 
Binnenmarkt, sondern auf den Außen-
märkten realisiert — zu einem bedeu-
tenden Teil bedingt durch die asoziale 
Asymmetrie in der Einkommensent-
wicklung. Eine weitere wichtige Rolle 
für die Exportoffensive spielte aber 
auch die Tatsache, daß sich alle bedeu-
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realisiert werden kann, der außerdem 
durch die langjährige Benachteiligung 
der Werktätigen in der Einkommens-
verteilung auch nicht annähernd über 
die nötige kaufkräftige Nachfrage ver-
fügt.

An dieser Tatsache zeigte sich aber 
nicht nur das ausgesprochene Mißver-
hältnis zwischen der Profit- und der 
Lohnentwicklung sowie die unerhörte 
Investitionswelle als äußeres Kenn-
zeichen der Kapitalakkumulation, hier 
kam auch die forcierte Außenwirt-
schaftsexpansion zum Ausdruck. Im 
Durchschnitt der gesamten westdeut-
schen Industrie wurden 20 Prozent des 
Gesamtumsatzes in das Ausland ex-
portiert. Bei einigen wichtigen Berei-
chen war die Exportquote noch we-
sentlich höher. So betrug sie z. B. bei 
der Eisen- und Stahlindustrie rund 
24 Prozent, bei der chemischen Indu-
strie 30 Prozent, beim Maschinenbau 
etwa 40 und bei der Pkw-Produktion 
sogar mehr als 60 Prozent. Die Ver-
brauchsgüterindustrie blieb allerdings 
auch im Exportgeschäft zurück. Ihre 
Exportquote betrug nur etwa 11 Pro-
zent, bei der Nahrungs- und Genuß-
mittelindustrie waren es gar nur 
2 Prozent.

Für das Jahr 1970 ist von Wirtschafts-
minister Schiller wiederum ein hoher 
Außenwirtschaftsüberschuß von etwa 
11 Milliarden DM angenommen wor-
den. Und zwar darum, weil die Indu-
strieproduktion in ihrer jetzigen 
Struktur nicht auf dem Binnenmarkt

Bis in das 2. Halbjahr 1969 eilten die 
Profite den Löhnen voraus. Durch die 
staatliche Steuerpolitik ist dabei den 
zurückbleibenden Löhnen sogar noch 
ein ständig steigender Prozentsatz 
weggesteuert worden, während, auf die 
Gewinne der Unternehmer ein pro-
gressiv sinkender Steuersatz entfiel. 
Tm Ergebnis dieser asymmetrischen 
Entwicklung ist der Anteil der Netto-
löhne und -gehälter am Sozialprodukt, 
der im Jahre 1966 etwa 37 Prozent 
betrug, bis 1969 auf 34 Prozent zurück-
gegangen.

Diese vom Außenmarkt her drohende 
zunehmende Labilität macht naturge-
mäß den Binnenmarkt interessanter, 
eine Tatsache, die auch in der Regie-
rungserklärung von Willy Brandt 
zum Ausdruck kam, als er von der 
Hinlenkung der Güterströme auf den 
Binnenmarkt sprach. Theoretisch mag 
das zunächst ganz passabel klingen. 
Die Praxis besagt aber, daß auch eine 
staatlich forcierte Investitionsförde-
rung in dem Augenblick auf ihre 
Schranken stößt, in dem die Produk-
tion auf dem begrenzten Markt nicht 
realisiert werden kann. Dieses Fak-
tum aber ergibt sich aus der profit-
orientierten Beschränkung der Mas-
senkaufkraft.

Dennoch herrschte über diese Ent-
wicklung keineswegs überall unge-
teilte Freude. Wirtschaftsminister 
Schiller hatte für 1969 einen „Auf-
schwung nach Maß“ bei „Preisstabili-
tät" und „sozialer Symmetrie" in der 
Einkommensentwicklung versprochen. 
Statt dessen aber war der Boom den 
„Steuermännern" der Konjunktur aus 
den Händen geglitten, hatte eine 
Preiswelle ausgelöst, die ihren Höhe-
punkt noch immer nicht erreicht hat, 
und führt über eine im Rekordtempo 
vorangetriebene Kapitalakkumulation 
dazu, daß sich der relative Anteil der 
Werktätigen an dem von ihnen ge-
schaffenen gesellschaftlichen Reich-
tum noch verminderte. Unter anderem 
kam dies in der Produktionsentwick-
lung darin zum Ausdruck, daß die 
Investitionsgüterindustrien sich dop-
pelt so schnell entwickelten wie die 
V erbrauchsgüterindustrien.
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Allein für das Jahr 1969 ergab sich 
daraus nach vorläufigen Berechnun-
gen für die Werktätigen der Bundes-
republik ein Einkommensverlust in 
Höhe von etwa 11,5 Milliarden DM. 
Um diese Summe hätte bei einer ent-
sprechenden Veränderung der Pro-
duktionsstruktur der Verbrauch zu-
gunsten des Binnenmarktes ausge- 
weitet werden können. Die Sorgen 
um die Auswirkungen der zunehmend 
schwieriger werdenden Außenwirt-
schaftssituation auf die künftige Wirt-
schaftsentwicklung wären wesentlich 
geringer.

Hinzu kommt noch, daß durch die 
Preistreibereien der Monopole im Zu-
sammenhang mit der DM-Aufwertung 
eine Preislawine in Gang gesetzt
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Nun ergeben sich jedoch auf dem 
Außenmarkt zunehmende Schwierig-
keiten, die vor allem darauf zurück-
zuführen sind, daß in den meisten 
großen kapitalistischen Staaten die 
konjunkturelle Entwicklung gegen-
wärtig nach unten gerichtet ist, in den 
USA zum Beispiel ausgeprägte Sta-
gnation- und Krisenerscheinungen 
für 1970 unmittelbar erwartet werden. 
Das bedeutet aber eine wesentlich 
verlangsamte Expansion des Außen-
marktes sowie einen zunehmend här-
ter werdenden Konkurrenzkampf, da 
sich die Regierungen der betreffenden 
Länder bemühen werden, die Konkur-
renzfähigkeit ihrer eigenen Wirtschaft 
zu stärken.

Das Jahr 1969 hatte einen neuen Höhepunkt der konjunkturellen Wirtschafts-
entwicklung in der Bundesrepublik gebracht. Im Durchschnitt des Jahres war 
die Industrieproduktion um mehr als 13 Prozent gewachsen und hatte damit 
die stärkste Zuwachsrate seit Milte der 50er Jahre erreicht. Die Auftriebs-
tendenz wäre sogar noch stärker gewesen — allein im I. Quartal 1969 hatte das 
industrielle Wachstum schon 16 Prozent betragen —, doch sie stieß auf den 
hohen Auslastungsgrad der Kapazitäten in den Industriezweigen, die besonders 
stimulierend auf die Konjunktur wirken.

Ihren Niederschlag fand diese Ent-
wicklung in einem extrem hohen 
Überschuß an Exporten und Dienst-
leistungen in der westdeutschen 
Außenwirtschaftsbilanz. Deren Saldo 
war zu Anfang des Jahres 1969 von 
Schiller auf 12 Milliarden DM ge-
schätzt worden, am Jahresende schloß 
er tatsächlich mit einem Uberschuß 
von 15,5 Milliarden DM ab. Diese 
starke Steigerungsrate war unter an-
derem einer der Anstöße für die 
schließliche Aufwertung der DM.

tenden kapitalistischen Staaten der 
Welt, die zu den Haupthandelspart- 
nern der Bundesrepublik gehören, im 
Jahre 1969 ebenfalls in einer kon-
junkturellen Aufschwungphase befan-
den. Ihre expandierenden Märkte 
waren für die westdeutschen Kon-
kurrenten insofern relativ leicht zu 
erobern, als es den staatsmonopoli-
stischen Maßnahmen in diesen Län-
dern nicht gelang, das Inflationstempo 
spürbar zu drosseln und die westdeut-
schen Monopole im Laufe des Jahres 
1969 einen immer deutlicher zu spü-
renden Währungsvorteil gegenüber 
ihren Konkurrenten errangen.

In erster Linie aber bildeten die ho-
hen Außenwirtschaftsüberschüsse des 
Jahres 1969 die Basis für einen bis-
her unerreichten Zuwachs des Kapital-
exports, der gerade aus währungs-
politischen Gründen — nämlich um 
die hohen Devisenreserven in west-
deutschen Händen optisch abzubauen 
— nachhaltig durch staatliche Maß-
nahmen gefördert wurde. Besser als 
alle Worte wird die extreme Ausdeh-
nung der Kapitalexporte durch die 
nackten Zahlen gekennzeichnet: Die 
privaten Netto-Kapitalanlagen im 
Ausland betrugen im Jahre 1967 
3,3 Milliarden DM, im Jahre 1968 er-
reichten sie die Rekordhöhe von 
11,8 Milliarden DM und wurden al-
lein in den ersten zehn Monaten des 
Jahres 1969 auf rund 16 Milliarden 
DM erhöht.



Wann betriebsnahe Tarife?
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Vorstand der IG Metall bremst Initiativen 
Nach langen Jahren nun endlich beginnen!

Es fällt allerdings auf, daß sich der 
Vorstand der IG Metall schwer tut, 
die richtigen gewerkschaflspolitischen 
Schlußfolgerungen aus den September-
streiks zu ziehen. Zweifellos ist die 
Ankündigung kürzerer Laufzeiten bei 
Tarifverträgen eine wichtige Schluß-
folgerung. Sie ist aber keineswegs 
ausreichend.

Es wird aber den Forderungen dieser 
Entschließung nicht gerecht, wenn das 
für die Lohn- und Tarifpolitik zustän-

Hans Mayr wies darauf hin, daß in 
der Frage der betriebsnahen Tarif-
politik der Beschluß des Vorstandes 
vom 6./7. Januar 1965 nach wie vor 
gilt. In der Tat entspricht dieser Be-
schluß weitgehend den Anforderun-
gen, die konzeptionell an eine be-
triebsnahe Tarifpolitik gestellt werden 
müssen. Es kann aber doch nicht über-
sehen werden, daß seit der Verab-
schiedung dieses Beschlusses nunmehr 
5 Jahre und seit dem 5. Gewerk-
schaftstag in Nürnberg 1958, auf dem 
Fritz Salm erstmals den Gedanken 
einer betriebsnahen Tarifpolitik ent-
wickelte, schon fast 12 Jahre vergan-
gen sind, ohne daß ernsthafte Schritte 
in die Wege geleitet wurden, die Idee 
zur Realität werden zu lassen.

In der Zeit vom 15. bis 17. Januar 1970 hatte sich der Vorstand der IG Metall 
zu einer Klausurtagung zurückgezogen, um auf der Grundlage des im ver-
gangenen Jahr erstellten Arbeitsprogramms Schwerpunkte für die Tätigkeit 
im Jahre 1970 festzulegen. In dieser Klausurtagung sollte, ohne den Zwang 
einer festen Tagesordnung und dringender Termine, an einem ruhigen Ort über 
schwierige Fragen nachgedacht und diskutiert werden. Im Ergebnis dieser 
Tagung hat der Vorstand der IG Metall einen Katalog von Forderungen auf-
gestellt, durch dessen Verwirklichung die aktuellen und langfristigen Interessen 
der Arbeiter und Angestellten vertreten werden sollten.

vor allem um die Information 
Mitglieder und hier wiederum 
allem ihres Kerns, der gewerkschaft-
lichen Vertrauensleute und ihrer Lei-
tungen. Es geht aber noch mehr dar-
um, Tarifkommissionen und Mitglied-
schaft in allen Phasen der Lohnent-
wicklung in die Entscheidungen mit 
einzubeziehen, angefangen von der 
Formulierung der Lohnforderungen bis 
hin zum Abschluß eines neuen Tarif-
vertrages.

Der Vorsitzende der IG Metall, Otto 
Brenner, nahm die Vorstandstagung 
zum Anlaß, um heftige Angriffe auf 
die Entschließung Nr. 15 der 7. Kon-
ferenz der IG Metall für Vertrauens-
leute und Betriebsratsmitglieder zu 
richten. Brenner kritisierte sowohl in 
seinem Referat als auch in seinem 
Schlußwort, daß auf dieser Konferenz 
die Entschließung ohne Diskussion 
und ohne Gegenstimmen angenommen 
wurde. Er vergaß allerdings dabei zu 
erwähnen, daß er und auch die ande-
ren Mitglieder des geschäftsführenden 
Vorstandes die Möglichkeit hatten, 
vor den Delegierten ihre Meinung zu 
sagen und dagegen zu stimmen.

Es ist unverständlich, wenn Otto Bren-
ner heute die Forderung, „die Effek-
tivlöhne zu Tariflöhnen" zu machen, 
als utopisch abzuqualifizieren ver-
sucht, denn das Ziel einer betriebs-
nahen Tarifpolitik besteht doch ge-
rade darin, die effektiven Leistungen 
zu tarifieren und sie in den Griff der 
Gewerkschaften zu bekommen. Wenn 
bei diesen Bemühungen noch keine 
volle, sondern nur eine weitestge-
hende Tarifierung erreicht wird, so 
besteht nicht der geringste Grund, ge-
gen die Forderungen der 7. Konferenz 
für Vertrauensleute und Betriebsrats-
mitglieder von einer nicht gerechtfer-
tigten Position aus und gegen eine 
volle Tarifierung zu polemisieren.

Der Vorstand der IG-Metall sollte sich 
angesichts der Kritik der Braunschwei-
ger Konferenz nicht in den Schmoll-
winkel zurückziehen, sondern das 
Verlangen seiner Mitglieder zum An-
laß nehmen, die betriebsnahe Tarif-
politik gemeinsam mit der gesamten 
Mitgliedschaft zu verwirklichen, in die 
regionalen Tarifverträge Öffnungs-
klauseln aufnehmen und auf betrieb-
licher Ebene Zusatzverträge zu den 
bestehenden Tarifverträgen durch-
setzen. Die bevorstehende Tarifbewe-
gung sollte bereits hierzu genutzt wer-
den. H. Sch.
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Auf dem Boden der staatsmonopoli-
stischen Konjunkturpolitik gibt es kei-
nen Ausweg aus dem Teufelskreis 
von Konjunktur und Krise. Mit staat-
lichen Baumaßnahmen können auch 
die sich bereits jetzt deutlich abzeich-
nenden Uberkapazitäten in den ex-
portorientierten Industriezweigen 
nicht beseitigt werden. Dazu sind 
nachhaltige strukturelle Wandlungen 
in der Produktionsstruktur notwen-
dig und eine veränderte Einkommens-
verteilung — das aber heißt eine 
Orientierung der Wirtschaftspolitik an 
neuen demokratischen Prioritäten.

K. Kw.

Der Kern der Entschließung Nr. 15 ent-
hält die Grundprinzipien einer akti-
ven Lohnpolitik sowie die entschei-
denden Schlußfolgerungen aus der 
Lohnbewegung in der metallverarbei-
tenden Industrie vom August und aus 
den Streiks im September vorigen 
Jahres. Es heißt dort: „Es sind die 
Voraussetzungen geschaffen, die ge-
samte Mitgliedschaft in die Tarif-
bewegung einzubeziehen und nicht 
auszuschalten, wie dies bei den zen-
tralen Gesprächen und Verhandlun-
gen der Fall war. Ohne Mitwirkung 
der Mitglieder dürfen keine Tarif-
verträge mehr abgeschlossen wer-
den."

dige geschäftsführende Vorstandsmit-
glied, Hans Mayr, aus der heftigen 
Kritik an der mangelnden Informa-
tion der Mitgliedschaft während der 
letzten Tarifbewegung nur den Schluß 
zieht, die Mitglieder der Tarifkom-
mission schnell zu informieren. Das 
ist zweifellos notwendig. Aber es 
gehl nicht nur um die Information der 
Tarifkommissionen, es gehl auch und 

der 
vor

Diese Entschließung war von den Ver-
trauensleuten der Firma Opel und 
anderen Delegierten aus Sorge dar-
über eingebracht worden, daß die 
Ausschaltung der Mitgliedschaft von 
der unmittelbaren Beteiligung an der 
Lohnpolitik die Anziehungskraft der 
Gewerkschaften mindert und sogar ge-
werkschaftsfeindliche Stimmungen er-
höht.

So forderte er von der Bundesregie-
rung, die Ausgaben für die Rüstung 
zu senken und den Preisauftrieb zu 
dämpfen. Es soll keinerlei Erhö-
hung der administrativen Preise, wie 
etwa für die öffentlichen Verkehrs-
und Versorgungstarife, zugelassen 
und die Preisbindung der zweiten 
Hand beseitigt werden. Auch Fusions-
kontrolle sowie die Forderung nach 
Novellierung des Betriebsverfassungs-
gesetzes und Ausweitung der quali-
fizierten Mitbestimmung nach den 
Vorschlägen der Gewerkschaften be-
findet sich in diesem Katalog.

wurde, die möglicherweise alles bis-
her Dagewesene in den Schatten 
stellt. Damit aber befindet sich die 
Regierung Brandt in einer ähnlichen 
Situation wie die letzte Erhard-Re-
gierung kurz vor ihrer Bankrott-Er-
klärung: Um die Inflation zu drosseln, 
müßte eine Politik hoher Kreditkosten 
eingeleitet werden, die allerdings zu 
entsprechenden Abstrichen bei den 
Investitionen führen, letztlich also das 
wirtschaftliche Wachstum drosseln 
müßte. Wird dagegen ein weiterer 
Kaufkraftverfall der DM in Kauf ge-
nommen und zur Ankurbelung der 
Investitionen die Kredite verbilligt, 
müßte sich dies auf etwas weitere 
Sicht in verminderten Exportchancen 
und damit wiederum in Wachslums-
verlusten niederschlagen.



Zum Haushaltsplan 1970
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Neben der Übernahme der „frisierten 
Bilanz“, d. h. des von der CDU/CSU
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Zu hohe Rüstungslasten, zu geringe Sozialinvestitionen 
Kritisches zur Finanzplanung der neuen Bundesregierung

manipulierten Haushaltes, können wir 
als zweites Merkmal festhalten, daß 
die Militär- und Rüstungslasten nach 
wie vor den größten Block im Haus-
halt 1970 ausmachen.
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Willy Brandt hatte in seiner Regie-
rungserklärung vom 28. 10. 1969 „grö-
ßere Sicherheit bei geringerer Rü-
stung" und eine ausgewogene Trup-
penreduzierung und Rüstungsvermin-
derung in Ost und West als Ziel sei-
ner Regierungspolitik angekündigt. 
Seine Versprechungen stehen in ekla-
tantem Widerspruch zur Finanzpla-

Der Widerstand im DGB und in der 
SPD, die vor einigen wichtigen Land-
tagswahlen steht, gegen die unsoziale 
Wirtschafts- und Finanzpolitik Schil-
lers und Möllers wächst. Der Unwille 
in der Arbeiterschaft gegen den an-
haltenden unsozialen Trend der Ver-
teilung des von allen geschaffenen 
Sozialprodukts nimmt ebenso zu, wie 
die Proteste der Schüler gegen den 
Tatbestand, daß pro Jahr 120 DM für 
den Soldaten und nur 4 DM für Schü-
ler und Lehrer ausgegeben werden.

Als indirekte Rüstungslasten zählen 
Kriegsopferversorgung und andere 
Kriegsfolgelasten, die in anderen Län-
dern dem Militäretat zugerechnet wer-
den. Am 15.3.1961 hatte Dr. Schäfer 
(SPD) im Bundestag erklärt, daß wir 
„für die indirekten Verteidigungsaus-
gaben ungefähr noch einmal so viel 
ausgeben wie für die direkten". Daran 
hat sich bis heute nichts geändert. 
Rechnet man die Ausgaben für Ge-
heimdienste und „innere Sicherheit" 
mit dazu, dann erhält man eine Sum-
me von knapp 50 Mrd. DM.

Das „Regierungsprogramm in Zahlen", wie Staatsbudget und Mittelfristige 
Finanzplanung genannt werden, zeigt deutlicher als eine „Regierungserklärung 
in Worten" die wirklichen Schwerpunkte, Unterlassungen oder Richtungsmodi-
fikationen der Politik. Gewiß lassen sich nicht nur mit Worten Sachverhalte 
verschleiern, sondern auch mit Zahlen; nur lassen sich Zahlenmanipulationen 
konkreter nachweisen.

Die CDU/CSU z. B. versuchte bislang 
in allen Jahresbudgets die Rüstungs-
ausgaben durch Verstecken von Teil-
summen in sachfremden Haushalts-
titeln künstlich zu verkleinern, wäh-
rend die Sozialtitel durch Einschub 
verschiedener Kriegsfolgelasten künst-
lich aufgebläht wurden. Mit solchen 
Tricks sollte die verfassungsrechtlich 
gebotene Sozialstaatlichkeit „nachge-
wiesen" werden, während man den 
wirklichen Charakter des annexioni- 
stischen Militärstaates verschleiern 
und damit die Öffentlichkeit täuschen 
wollte.

Die Summen der direkt ausgewiese-
nen Rüstungslasten, die erkennbar 
verschleierten, die Devisenzahlungen 
an USA und Großbritannien und die 
Berlin-Hilfe betragen ohne Kriegs-
folgelasten, also ohne die indirekten 
„Verleidigungsausgaben", zusammen 
ca. 120 Mrd. DM. Der Sozialetat ohne 
Kriegsfolgelasten, die Aufwendungen 
für Gesundheit Familie und Jugend, 
für Städtebau und Wohnungswesen, 
für Bildung und Forschung beträgt zu-
sammen für vier Jahre ca 96 Mrd. 
DM. Die vom Bund zu tragenden 
Kriegsfolgelasten für die nächsten 
vier Jahre ergeben etwa 40 Mrd. DM.

Für „soziale Sicherung, soziale Kriegs-
folgeausgaben, Wiedergutmachung" 
sind im Haushaltsgesetz 1970, Teil III, 
26,9 Mrd. DM ausgewiesen. Rechnet 
man davon die Kriegsfolgelasten mit 
zusammen etwa 9 Mrd. DM ab, blei-
ben ca. 18 Mrd. DM für sozialpoliti-
sche Aufwendungen.

Als drittes Merkmal ist also der neue 
Trend verstärkten Wachstums der So-
zialinvestitionen bei verringertem 
Wachstum der parasitären Rüstungs-
lasten anzumerken; dennoch bleibt im 
Vierjahreszeitraum trotz veränderter 
Tendenz der Vorrang der Rüstung 
noch erhalten.

Leider ist auch die Finanzplanung der 
SPD kein „Haushalt der Wahrheit". 
Neben den für 1970 direkt ausgewie-
senen Rüstungslasten von 21,5 Mrd. 
DM — ca. 2 Mrd. DM mehr als der 
letzte Militäretat unter einem CDU- 
Kanzler! — sind bisher an direkten 
Rüstungslasten noch ca. 2,5 Mrd. DM 
in anderen Etattiteln versteckt, z. B. 
NATO-Beitrag, Luftschutz, Grenz-
schutz, Zivilschutz, militärische For-
schung, Versorgungslasten für Solda-
ten, strategischer Straßenbau usw. 
Dazu kommt die von der NATO als 
„Verteidigungslast" anerkannte Ber-
lin-Hilfe von ca. 2 Mrd. DM und die 
aus Devisenreserven der Bundesbank 
aufgebrachten und nicht im Haushalt 
ausgewiesenen „Devisenhilfen" als 
Stationierungskosten.

Die Krise von 1966/67 in der Bundes-
republik wurde nicht nur vorwiegend 
mit haushaltstechnischen Mitteln be-
reinigt — was das Unvermögen des 
Marktes zur Selbstregulierung erneut 
bewies —, sondern auch auf Kosten 
der Arbeitnehmer und zu Gunsten der 
Konzerne. Bekanntlich wuchs die 
Arbeitsproduktivität von Ende 1966 
bis Mitte 1969, also bis zu den spon-
tanen Streiks der Arbeiter, um 22 Pro-
zent, während die Reallöhne nur um 
8 Prozent, die Gewinne aber um mehr 
als 30 Prozent anstiegen. Allein 1968 
betrug der Lohnrückstand „kostenneu- 
tral" etwa 5,5 Mrd. DM. Die für 1970 
von Prof. Schiller und Finanzminister 
Möller in Gang gesetzte Konjunktur-
dämpfung und die vorbereiteten 
Maßnahmen zur Krisenbereinigung im 
Herbst 1970 oder im Frühjahr 1971 
tragen den gleichen unsozialen Cha-
rakter wie 1966/67. Das wäre das 
fünfte Merkmal.
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Seit der Weltwirtschaftskrise von 
1929 und seit den Vorschlägen und 
Theorien zur Krisenbereinigung durch 
den schwedischen Sozialdemokraten 
Gunnar Myrdal und den britischen 
bürgerlichen Nationalökonomen J. M. 
Keynes gewann das Staatsbudget im 
Spätkapitalismus eine zusätzliche 
Funktion. Es entwickelt sich zum wich-
tigsten Steuerungsinstrument der Kon-
junkturschwankungen und neben der 
Preis-, Lohn-, Sozial- und Steuerpoli-
tik zum wichtigsten Verteilungs- und 
Umverleilungsmechanismus für das 
Nationaleinkommen.

Der DGB präsentierte bereits am 
14.11.1969 in der „Welt der Arbeit" 
eine wirtschafts- und finanzpolitische 
Zielprojektion bis 1974, nach der der 
für Arbeitgeber und Rentner vorhan-
dene Anteil am Nationaleinkommen 
von 17 Prozent auf 20 Prozent er-
höht werden soll. Das alles ist wich-
tig. Entscheidend aber bleibt der ge-
werkschaftliche und der außerparla-
mentarische Kampf gegen die parasi-
tären Rüstungslasten, gegen die un-
soziale Verteilung des gesellschaft-
lichen Reichtums, für wesentlich grö-
ßere Sozialinvestitionen und für den 
Umbau der Machtverhältnisse in der 
Bundesrepublik. Ohne diesen Kampf 
bleibt auch die SPD/FDP-Regierung 
ein Instrument der Konzernherren zur 
Sicherung von deren Macht und In-
teressen. Lorenz Knorr
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Zugegeben: ein neuer Trend besieht 
insofern, als die Rüslungsausgaben 
erstmals langsamer wachsen als die 
Gesamtausgaben, und die Sozialinve-
stitionen, also die Aufwendungen für 
Bildung und Wissenschaft, Gesund-
heit, Familie und Jugend, Wohnungs-
wesen und Städtebau sowie für Ar-
beit und Sozialordnung insgesamt 
erstmals schneller wachsen als die 
Gesamtausgaben. Während die Ge-
samtausgaben bis 1973 (Basisjahr 
1969) um 9 Prozent jahresdurch-
schnittlich steigen, werden die Rü-
stungslasten „nur" um 6 Prozent, die 
Sozialinvestitionen jedoch um 11 Pro-
zent angehoben. Bas Bild ändert sich, 
wenn man die effektiven Gesamt-
summen für den Planungszeitraum 
von 1970 bis 1973 einschließlich zu-
sammenrechnet.

nung bis 1973 und zur bisherigen Fi-
nanzpolitik. Das soll als viertes Merk-
mal festgchalten werden.



Bauern als Verbündete
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Entwurf für Bauernprogramm von der DKP vorgelegt 
Arbeiter und Bauern haben gemeinsame Gegner

meinsame Lebensinteressen habe. Sie 
seien die Grundlage für das poli-
tische Bündnis der Arbeiterklasse mit 
der Bauernschaft.

Immer noch Rentnerbeitrag 
zur Krankenversicherung

Die Verhältnisse in der DDR, so heißt 
es auch im Programmentwurf, könnten 
nicht schematisch auf die Bundesre-
publik übertragen werden. Das brau-
che jedoch unsere Bauern nicht daran 
zu hindern, die Erfahrungen der Ge-
nossenschaftsbauern der DDR gründ-

Die Konferenzteilnehmer begrüßten, 
daß mit dem Programmentwurf Arbei-
tern und Bauern eine Diskussions-
grundlage gegeben wurde, die es bei-
den Seiten erleichtert, eine gemein-
same Strategie zu entwickeln, um eine 
ihren Interessen dienende Agrar- und 
Wirtschaftspolitik durchzusetzen.

R. Schuster

Während der Diskussion, an der sich 
auch Arbeiter der BASF und der Me-
tallindustrie beteiligten, stellte sich 
bereits heraus, daß die Notwendig-
keit des gemeinsamen Kampfes mit 
den Bauern nicht mehr bestritten, die 
Bauernschaft als „nächster Verbün-
deter der Arbeiterklasse im Kampf 
zur Schaffung einer fortschrittlichen 
Demokratie" erkannt sowie die Ver-
teidigung des bäuerlichen Eigentums 
gegen den Zugriff des Großkapitals 
als ein „Grundanliegen der Kommu-
nisten" bezeichnet wurde.

Uber 200 Bauern, Arbeiter und Angestellte waren am 21. Februar zur „1. Agrar-
konferenz der DKP" nach Frankfurt/M. gekommen, um dort die „Vorschläge zu 
einem demokratischen Bauernprogramm der DKP" zu diskutieren, bevor der 
Programmenlwurf für die nächsten acht Monate der arbeitenden Bevölkerung 
in Stadt und Land zur Kritik und Mitarbeit übergeben wird.

Aufgrund dieser Einschätzung gelangt 
die DKP in ihrem Programmentwurf zu 
der Schlußfolgerung: „Die fortschrei-
tende Wissenschaft und Technik ge-
bieten auf der Grundlage der Frei-
willigkeit eine gegenseitige Hilfe der 
Bauern und eine breite zwischenbe-
triebliche und gemeinschaftliche Zu-
sammenarbeit vor allem jener Bauern, 
die infolge zu kleiner Betriebe und 
zu kleiner Flächen in ihrer Existenz 
bedroht sind."

Wer aber von diesem Prozeß ableite, 
daß ein Bündnis der Arbeiterklasse 
mit der Bauernschaft nicht mehr not-
wendig sei, übersehe, daß gegenwär-
tig in der Landwirtschaft noch über 
2,3 Millionen Menschen tätig seien, 
und sie die stärkste Grupne unter 
den Mittelschichten darstellten. Es 
könne daher der Arbeiterklasse und 
ihren Gewerkschaften nicht gleichgül-
tig sein, wohin sich diese gesellschaft-
lichen Kräfte orientierten. Schließlich 
liege die Kraft der Arbeiterklasse 
nicht nur in ihrer Zahl, in ihrer 
Bewußtheit und Organisiertheit, son-
dern vor allem auch darin, daß sie 
mit allen anderen Werktätigen ge- 
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Schiebt sich die Entscheidung um die 
Aufhebung des Krankenversicherungs-
beitrages weiter hinaus, besteht die 
Gefahr, daß die 2prozentige Renten-
kürzung nicht mehr rückwirkend zum 
1. Januar 1970 wirksam wird. Auch 
die Erhöhung des Arbeitnehmerfrei-
betrages wurde bekanntlich aus kon-
junkturellen Gründen vom 1. Januar 
auf den 1. Juli dieses Jahres verscho-
ben, und es wäre der CDU/CSU 
durchaus bequem, aus den gleichen 
Gründen die Absetzung des Renten-
beitrages hinauszuziehen. Nicht nur 
die Rentnerverbände, sondern auch 
der DGB sollte darum mit allem Nach-
druck die Parlamentarier in Bonn auf-
fordern, endlich das Änderungsgesetz 
für die Aufhebung des Krankenver-
sicherungsbeitrages der Rentner zu 
verabschieden. Bö.
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Darüber hinaus sei es für jeden Kom-
munisten selbstverständlich, die ein-
zeln wirtschaftenden Bauern in ihrem 
Existenzkampf genauso zu unterstüt-
zen wie die Arbeiter in ihrem Kampf 
um höhere Löhne und sichere Arbeits-
plätze. Das wurde besonders in der 
Diskussion mehrfach betont, nachdem 
vereinzelt die Meinung vertreten wor-
den war, die Popularisierung genos-
senschaftlicher Zusammenschlüsse zum 
Kernpunkt des Agrarprogramms zu 
machen.

In seinem Referat zur Begründung 
des Programmentwurfes erklärte das 
DKP-Präsidiumsmitglied Ludwig Mül-
ler u. a.: „Wir Kommunisten fühlen 
uns verpflichtet, besonders unter den 
Arbeitern und Angestellten sowie in 
den Gewerkschaften deutlich zu ma-
chen: nicht gegen die Bauern, sondern 
nur im Bündnis mit ihnen und den 
anderen werktätigen Schichten kann 
der Kampf zur Durchsetzung der Mit-
bestimmung, für eine Politik des de-
mokratischen Fortschritts mit Erfolg 
geführt werden — können die rechts-
konservativen, neonazistischen Kräfte 
geschlagen werden."

Gemeinsamkeiten sieht der Programm-
entwurf vor allem darin, daß Arbei-
terklasse und Bauernschaft Haupt-
träger der materiellen Produktion 
sind, beide vom Monopolkapital aus-
gebeutet werden, jeder fünfte Er-
werbstätige der Bundesrepublik in 
Produktion und Verarbeitung land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse und in 
Betriebszweigen beschäftigt ist, die 
Landmaschinen, chemische Erzeugnisse 
und andere Produktionsmittel für die 
Landwirtschaft herstellen, und daß, 
auf die Dauer gesehen, die preiswerte 
Versorgung der Bevölkerung mit Le-
bensmitteln nicht von einer Landwirt-
schaft agrarkapitalistischer Großbe-
triebe unter der Regie von Nahrungs-
mittelindustrie- und Handelskonzernen 
gewährleistet wird, sondern von einer 
„modernen, bäuerlichen Landwirt-
schaft", für die das Eigentum an Grund 
und Boden eine entscheidende Vor-
aussetzung sei.

Seit November vergangenen Jahres 
warten neun Millionen Sozialrentner 
in der Bundesrepublik auf die von 
der Bundesregierung zugesagte Auf-
hebung des Krankenversicherungs-
beitrages. Auch für den Monat März 
werden den Rentnern von ihrer be-
scheidenen Rente 2 Prozent abgezo-
gen. Der Grund für diese Verzöge-
rung ist die CDU/CSU, die es zwar 
nicht wagt, die Aufhebung des Ver-
sicherungsbeitrages der Rentner ab-
zulehnen, aber bisher mit Erfolg die 
Beratung über das dazu vorliegende 
Änderungsgesetz in die Länge zieht.

Nicht selten begegnet man noch der 
Auffassung, daß das Bündnis der Ar-
beiterklasse mit der Bauernschaft ge-
schichtlich überholt sei und unter den 
Bedingungen der industriell hochent-
wickelten kapitalistischen Bundes-
republik keine Rolle mehr spiele. 
Richtig sei zwar, daß durch die kapi-
talistischen Produktionsverhältnisse 
die Zersetzung, Unterordnung und 
schließlich die Vernichtung der ein-
fachen Warenproduzenten und damit 
auch der bäuerlichen Produktions-
weise vonstatten gehe.

Dazu gehöre, die bisherige EWG- und 
NATO-Politik durch eine Politik der 
europäischen Sicherheit und gleich-
berechtigter Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen allen europäischen Staaten 
zum Vorteil der Völker zu ersetzen, 
um so auch die Voraussetzungen für 
die Ausschöpfung aller Produktions-
möglichkeiten unserer Landwirtschaft 
zu schaffen und dem steigenden Nah-
rungsmittelbedarf Rechnung zu tragen.

lieh auszuwerten. Die Kommunisten 
seien davon überzeugt, daß die end-
gültige Befreiung der Bauern vom 
großkapitalistischen Druck erst un-
ter sozialistischen Verhältnissen mög-
lich sei. Gegenwärtig gehe es jedoch 
in der Bundesrepublik um demokra-
tische Veränderungen, um die Ein-
schränkung der Macht der Konzerne, 
um die Erweiterung der Rechte der 
Werktätigen in Stadt und Land.
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Besser informiert durch 
NACHRICHTEN

Technik voll ausgelastet werden, und 
stellt die Frau dafür nicht insofern 
ein Risiko dar, als sie durch eigene 
Krankheit oder durch Krankheit der 
Kinder „ausfallen" kann? Das waren 
die Bedenken der Kombinatsleitung.

Die BGL bedrängte die Kombinats-
leitung. Dort gab es Einwände. Muß 
nicht die hochproduktive und teure

Wie Arbeiterinnen in einem Schuhkombinat der DDR 
ihre Gleichberechtigung in der Produktion verteidigten

Eine repräsentative Untersuchung in 
der DDR hat nämlich ergeben, daß 
die Arbeitsteilung in den Familien 
im Durchschnitt noch so aussieht, daß 
80 Prozent der anfallenden Hausarbei-
ten — und das sind etwas über fünf 
Stunden täglich — von den Frauen 
erledigt werden, während der Mann 
daran erst mit 20 Prozent beteiligt ist.

Viele Frauen in der DDR 
sind Abgeordnete

über diesen Punkt gab es auch mit 
den Männern, die für die neuen Ag-
gregate vorgesehen waren, eine Aus-
16
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einandersetzung. Einige von ihnen ga-
ben der Verteidigung der getroffenen 
Entscheidung den Ausdruck besonde-
rer Rücksichtnahme auf die Frauen: 
„Die Formen, die an dem Aggregat 
einige Male am Tage auszuwechseln 
sind, wiegen immerhin dreißig Pfund 
— das übersteigt doch eure Kräfte!"

Danach sieht es im Kombinat Wei-
ßenfels zur Zeit so aus: Von den 16 
Direktoren sind 2 Frauen, von 5 Pro- 
duklionsslättenleitern sind 3 Frauen, 
von 10 Obermeistern sind es 4, von 
65 Meistern 27 und von 28 Lehrmei-
stern sind 23 Frauen. Von den 15 
Hochschulabsolventen im Betrieb sind 
4 Frauen und von 79 Fachschulabsol-
venten 14 Frauen.

Einer der Männer hatte den nicht ge-
rade erfreulichen Mut zu sagen: „Da-
heim ist das wohl was anderes. Hier 
geht es um Arbeit, für die an diesem 
Aggregat alle das gleiche Geld be-
kommen sollen, und da sind dann 
die Männer im Nachteil!" Darauf die 
Frauen: „Zu Hause bist du also Kava-
lier, und was bist du hier? Was ist 
das für eine Moral? Und was den 
Nachteil betrifft: Alle Frauen hier 
haben Familie wie du, aber von der 
.zweiten Schicht', die die Frau im 
Haushalt zu leisten hat, wird nur ein 
Fünftel von den Männern übernom-
men. Wer ist denn da noch im Nach-
teil?"

slen keineswegs weniger. Gleichzeitig 
mußte die Kombinatsleitung auf die-
ser Versammlung vor den Gewerk-
schafterinnen des Betriebes Rechen-
schaft ablegen, wie sie ihrer Verpflich-
tung nachgekommen ist, Frauen und 
Mädchen für leitende Tätigkeiten zu 
qualifizieren.

Interessant die Gegenargumente der 
Frauen, die von Selbstbewußtsein zeu-
gen: „Erstens: Werden Männer nicht 
auch mal krank? Zweitens: Haben 
kranke Kinder denn nur Mütter und 
nicht auch Väter, die dann genauso 
für sie verantwortlich sind? Und wei-
ter: Wo steht geschrieben, daß Frauen 
nicht an diesen Aggregaten arbeiten 
dürfen? Wo steht, daß hier die Männer 
ein Privileg haben?"

Es ist auch in der Bundesrepublik bekannt, daß der Prozeß der juristischen und 
gesellschaftlichen Gleichberechtigung der Frau in der DDR unter den dort herr-
schenden sozialistischen Bedingungen viel weiter gediehen ist als bei uns. 
Dieser Prozeß wird systematisch durch den Staat und die gesellschaftlichen 
Organisationen, also auch die Gewerkschaften, gefördert. Daß dabei viele 
objektive und manchmal aber noch mehr subjektive Schwierigkeiten zu über-
winden sind, ist angesichts der jahrtausendealten Deklassierung der Frau be-
greiflich. Wie sehr sich jedoch in der DDR Stellung und Bewußtsein der Frau 
gefestigt haben, schildert unser DDR-Korrespondent Roland Köster an einem 
höchst interessanten Vorgang im Schuhkombinat Weißenfels:

Bei den letzten Kommunalwahlen in 
der DDR betrug der Anteil der Frauen 
an den Abgeordnetenmandaten der 
Kreistage und Stadtverordnetenver-
sammlungen der Stadtkreise 31 Pro-
zent, bei den Stadtverordnetenver-
sammlungen der Städte und den Ge-
meindevertretungen waren es 25,1 
Prozent und bei den Stadtbezirksver-
sammlungen der sieben Großstädte 
mit Stadtbezirken 31,4 Prozent. Für 
die bevorstehenden Wahlen haben 
die örtlichen Gewerkschaftsorganisa-
tionen Frauen und Mädchen, die ge-
rade in der Gewerkschaftsarbeit ihre 
Fähigkeiten unter Beweis gestellt ha-
ben, in großer Zahl vorgeschlagen.
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Das Gegenargument der Frauen: „Er-
stens arbeiten wir ja mit Männern 
zusammen an diesem Aggregat, oder 
versteht ihr die Gleichberechtigung 
so, daß wir die für kurze Zeit an-
fallende körperlich schwere Arbeit, 
ihr aber die sonst viel leichter ge-
wordene Tätigkeit verrichtet? Und 
schämt ihr euch nicht, uns den Form-
wechsel überhaupt zuzumuten? Wie 
haltet ihr es eigentlich daheim, lastet 
ihr da die schwerste Arbeit auch 
euren Frauen auf?"

Das Schuhkombinat Weißenfels ist ein 
bedeutender Produzent von Fußbeklei-
dung in der DDR — rund 75 Prozent 
der Beschäftigten sind Frauen. Hier 
wurde jetzt in Teilbereichen der Pro-
duktionsprozeß auf automatisierte 
Aggregate umgestellt. Die Bedienung 
der neuen Aggregate sollte nach den 
Plänen der Kombinatsleitung in die 
Hände von Männern gelegt werden. 
Aber damit gaben sich die Frauen 
nicht zufrieden. Sie mobilisierten den 
Frauenausschuß der Gewerkschaft, und 
dieser machte der Betriebsgewerk-
schaftsleitung Vorschläge, wie auch 
Frauen und Mädchen für die monderne 
Technik vorbereitet und eingesetzt 
werden können.

Außer den Gewerkschaftswahlen, die 
bis Mai in den Betrieben und Gewerk-
schaften der DDR stattfinden, sind es 
zur Zeit die Kommunalwahlen, die die 
Aufmerksamkeit und Aktivität der 
DDR-Gewerkschafter in Anspruch neh-
men. Hundertlausende Gewerkschafts-
mitglieder sind Kandidaten für die 
Gemeindevertretung, Stadtverordne-
tenversammlungen und Kreistage, die 
am 22. März gewählt werden. Der 
Anteil der Frauen in den kommunalen 
Parlamenten ist bemerkenswert hoch

Auf der Frauenversammlung während 
der Gewerkschaftswahlen im Schuh-
kombinat Weißenfels konnte jetzt die 
Betriebsgewerkschaftsleitung berich-
ten, daß die Auseinandersetzung zu 
Gunsten der Frauen ausgecrangen ist. 
Frauen sind ebenso wie Männer an 
den neuen Aggregaten tätig und lei-

Dieser Stand zeigt bereits bedeutende 
Fortschritte gegenüber früheren Jah-
ren, als die verantwortlichen Tätig-
keiten nahezu ausschließlich in den 
Händen der Männer lagen. Er ent-
spricht jedoch keineswegs den Anfor-
derungen, die an einen Betrieb zu 
stellen sind, in dem von vier Be-
schäftigten drei Frauen sind. Die 
Überwindung dieses Verhältnisses ist 
allerdings nur schrittweise möglich, 
nämlich in dem Maße, wie Frauen 
und Mädchen alle jene Voraussetzun-
gen erwerben, die sie zur effektiven 
Ausübung von Leistungsaufgaben be-
fähigen. Es handelt sich also um eine 
langfristige Arbeit. Die Möglichkeiten 
und Voraussetzungen dazu sind in der 
DDR geschaffen, und die Gewerk-
schaften legen besonderes Augen-
merk darauf, daß sie stärker von den 
Frauen genutzt und noch verbessert 
werden. R. K.
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Einheitsbestrebungen in Italien
In gemeinsamen Aktionen erstarkte die Solidarität 
Gewerkschaften Italiens auf dem Wege zur Vereinigung

Der Trend zur Einheitsgewerkschaft ist 
in Italien unaufhaltbar. Dafür sorgen 
nicht nur viele Gewerkschaftsfunktio-
näre in den regionalen Verbänden, 
sondern auch in den Hauptvorständen. 
In diesem Zusammenhang ist die 1969 
beschlossene Erneuerung der Aktions-
verträge zwischen den einzelnen Ge-
werkschaften wohl als das bisher 
größte gewerkschaftliche Ereignis in 
der Nachkriegszeit anzusehen.

Heute kämpfen die Gewerkschaften in 
größtmöglicher Gemeinsamkeit für die 
5-Tage-40-Stunden-Woche, für mehr 
Rechte der gewerkschaftlichen Vertre-
ter und für das gewerkschaftliche Ver-
sammlungsrecht in den Betrieben. Der 
erst kürzlich durchgeführte General-
streik für eine bessere Wohnungs-
politik, für eine grundlegende Reform 
im Gesundheitswesen und der Finanz-
politik ist als bislang größter und 
geschlossenster Streik anzusehen.

Von 1948 bis 1966 durchlebte die ita-
lienische Gewerkschaftsbewegung zwei 
Phasen. Eine sehr rauhe und gegen-
sätzliche bis 1950 und eine recht 
schwierige und langwierige Phase der 
Aussöhnung und der Wiederannähe-
rung bis 1966. Für beide Perioden 
blieb jedoch charakteristisch, daß der 
Wunsdi nach Wiederannäherung bei 
den Gewerkschaftsmitgliedern, trotz 
aller Meinungsverschiedenheiten, stets 
wach war und ständig mehr an Bo-
den gewann.

Das nie abreißende und einende Band 
bei allen Debatten ist und war—trotz 
der unterschiedlichen Auffassungen 
und der immer wieder auftauchenden 
politischen Unebenheiten — das ge-
meinsame gewerkschaftliche Arbeits-
programm. Diese Einheitlichkeit wurde 
auch in dem harten Kampf der Metall-
arbeiter in den Jahren 1966/67 weiter 
gefestigt. Mit einer gemeinsamen 
Übereinkunft über die Wirtschafts-
und Sozialpolitik wurde der Kurs auf 
die Einheit — dies gilt sowohl für 
die unteren Organisationsebenen als 
auch für die Gewerkschaftszentralen — 
abermals unterstrichen.

Natürlich vollzieht sich diese Ent-
wicklung nicht immer glatt und rei-
bungslos. Während z. B. die Haltung 
des CGIL zur inzwischen gescheiterten 
Mitte-Links-Regierung reserviert war, 
zeigten CSIL und UIL mehr Zunei-
gung. Dadurch wurde aber der offene 
Konflikt zwischen der Regierung und 
den Gewerkschaften nicht aufgehoben. 
Andererseits schieden sich besonders

Mehr als 20 Jahre ist es her, seit im Juli 1948 die Christ-Demokraten die 
Abspaltung vom Allgemeinen Italienischen Gewerkschaftsbund (CGIL) ein-
leiteten.* Den gleichen Schritt unternahmen wenig später, in den Jahren 1949 
bis 1950, die Sozialdemokraten und Republikaner. Nach über 20 Jahren der 
Spaltung ist jetzt in Italien der Wille zur Vereinigung der Gewerkschaften so 
stark geworden, daß konkrete Schritte in dieser Richtung bereits eingeleitet 
wurden und weitere zu erwarten sind.

Die Beweggründe für die spätere Wie-
derannäherung wurden noch ver-
stärkt durch das offen ausgesprochene 
Ziel der Unternehmer, die Teilung der 
italienischen Gewerkschaftsbewegung 
aufrechtzuerhalten. So scheiterte jetzt 
deren Plan, die Gewerkschaften zu 
schwächen, an der wachsenden Unzu-
friedenheit der Arbeiterklasse, die 
für die Aufrechterhaltung der Spal-
tung keine politischen Gründe mehr 
sah.

Der Antrag des CGIL — er repräsen-
tiert 54 Prozent aller organisierten 
Arbeiter und Angestellten — fand 
allgemeine Zustimmung. Wenngleich 
in der Vergangenheit die erste Phase 
der Gespräche noch mit sehr viel 
weltanschaulichen Problemen und die 
zweite häufig mit einem bestimmten 
Gegeneinander in der konkreten Po-
litik belastet war, ging es bei der 
Herstellung der gewerkschaftlichen 
Gemeinsamkeit dennoch Schritt für 
Schritt vorwärts.

bei der Beurteilung der Politik der 
Koalitionsregierung von Christ-Demo-
kraten, Sozialisten und Republikanern 
die Geister. Als z. B. im November 
1968 der große Generalstreik der 
italienischen Arbeitnehmer gewisse 
Gefahrenmomente für die Regierung 
brachte, befanden sich CSIL und UIL 
wieder in gefährlicher Übereinstim-
mung mit der Regierung. Obgleich 
alle drei Gewerkschaften wenig vor-
her einen gemeinsamen Kampf für 
eine Reform und die Erhöhung der 
Renten führten, waren CSIL und UIL 
plötzlich bereit, einen schlechten Ver-
trag mit der Regierung zu akzeptieren. 
Aber auch in dieser Situation riß der 
Faden zur Gemeinsamkeit nicht ab.

Es muß als eine siegreiche Wende 
betrachtet werden, daß im Kampf um 
die Verbesserung der Renten, für eine 
soziale Wohnungspolitik und für die 
Beseitigung der Ortsklassenunter-
schiede in fester Einheitlichkeit gegen 
die Unternehmerverbände operiert 
wurde.

Die wütende Gegenoffensive der Un-
ternehmer — als Reaktion auf die 
große erfolgreiche Tarifbewegung in 
den Jahren 1962 bis 1963 — trug ent-
scheidend dazu bei, den Willen zur 
Einheit in den Gewerkschaften zu 
verstärken. Jetzt entwickelten sich 
bereits systematische und regelmäßige 
Konsultationen über das gemeinsame 
Vorgehen. Um für alle zu einer fe-
sten Generallinie zu kommen, schlug 
der CGIL Anfang 1966 dem CSIL und 
der UIL vor, die Herstellung der Ge-
werkschaftseinheit nunmehr für alle 
verbindlich auf die Tagesordnung zu 
setzen.

Verständnis für unsere Le- 
r Anlaß für die Spaltungs- 

’mokralen war der ge- 
illenlschen Werktätigen 

die Antwort auf das 
jrer der KPI, Palmlro 
Plötzlich hatten die 

Gewerkschaftsführer 
„politische 
der Spal- 

Internationale 
Isgewerkschaft

Freilich sind damit noch nicht alle 
Differenzen und Meinungsunterschiede 
überwunden. Doch im starken Maße 
handelt es sich dabei um Differenzen,
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Zusammenfassend kann zum Stand der 
gewerkschaftlichen Einigungsbemü-
hungen gesagt werden: Einhellig un-
terstrichen die Gewerkschaftskon-
gresse des CGIL, des CSIL und der 
UIL die objektive Notwendigkeit zur 
Schaffung der Einheit. Es wurde über-
einstimmend festgestellt, daß in nur 
wenigen Monaten die Aussöhnung auf 
allen Ebenen vertieft wurde und der 
Wille zur gemeinsamen Aktion un-
erschütterlich ist. Betont wurde eben-
falls, daß der gegenwärtige gemein-
same Kurs nicht nur ein Fusionskurs 
für wenige Monate darstellt, sondern 
getragen ist von dem Willen, die Er-
rungenschaften der Arbeitnehmer und 
der Gewerkschaften zu wahren und 
endgültig Schluß zu machen mit der 
Ära der Spaltung.

andere Arbeitnehmergruppen mit 
ihren Organisationen davon erfaßt.

?r Streik eine 
im Hintergrund 
’ie und das I ‘ 

_____________.jrke Einheit! 
Ihnen ein Dorn im Auge.

es den christ-demokratischen Führern 
licht gelang, die CGIL auf einen rechten 
' rs zu drängen, gründeten sie (allerdings 

Verlust des größten Teils Ihrer Anhänger) 
Italienischen Gewerkschaftsbund 

später folgte auf Geheiß des 
:htlgen amerikanischen State- 
sowle der Republikaner und 

ein neues Spaltungsmanö- 
war es, den CGIL 

ftsbund (WGB) her- 
mlßlang, gründeten die 
Sozialdemokraten die 

(UIL).

Diese Entwicklungstendenz wurde im 
großen Tarifkampf der Metallarbeiter 
im Jahre 1959, der zu einer Zusam-
menarbeit aller Gewerkschaften führte, 
deutlich unterstrichen. Vermerkt sei. 
daß auch in Italien die Metallarbeiter 
die stärkste organisierte Gruppe sind. 
Diese positiven Ansätze zur Zusam-
menarbeit zwischen den Gewerkschaf-
ten wiederholten sich 1962, im Jahr 
der großen gewerkschaftlichen Agita-
tion. Zu dieser Zeit wurden in dem 
Streben nach Einheit audt die Be-
schäftigten der Textilindustrie und

•) Zum besseren Ve 
ser: Vordergründiger 
offensive der Christ-Dem 
waltige Streik der ital.« 
am 12. Juli 1948, der < 
Attentat gegen den Fühl 
Togllattl, darstellte, 
christ-demokratischen 
entdeckt, daß dieser 
Aktion“ sei. Doch Im 
tung stand die Kirchi 
Großkapital. Die stai 
war llllio «>■■< fcr^r...

Da es den christ-demokratischen 
nicht gelang, die CGIL auf einen 
Kurs zu drängen, gründeten 
bei Verlust des größten TeHs 
den Freien Italienischen 
(CSIL). Wenig später foh 
damals allmächtigen 
Departements sowie 
Saragat-Anhänger 
ver. Ziel dieser Spaltung 
aus dem Weltgewerkschafl 
auszulösen. Als dies 
Republikaner und 
Union der Arbeit 
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Neuer Vorsitzender 
der CSSR-Gewerkschaften

Aris Accornero
Chefredakteur des CGIL-Organs 
„Rassegna sindacale"

§
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(Absage an die Sozialisierung, wirk-
liche Anerkennung des Unterneh-
mers, gemeinsame Verantwortung für 
das Wohl und Wehe des Wirtschafts-
zweiges und sachliche Lohnpolitik) 
lebhaft begrüßten.“ (S. 61/62)

Man darf gewiß sein, daß das Jahr 
1970, trotz aller Widersprüche und 
Widerstände zwischen den vorwärts 
und rückwärts gerichteten Kräften, 
nach der Phase der Konstituierung das 
Jahr der gewerkschaftlichen Einheit 
in Italien sein wird. Die Schaffung die-
ser Einheit liegt nicht nur im Inter-
esse der 6 Millionen organisierten 
Arbeiter und Angestellten, sondern 
ist auch im Interesse der 12 Millionen 
Lohnempfänger und der restlichen 8 
Millionen abhängig Beschäftigten not-
wendig.

Abschließend kann man sagen, daß die 
italienische Gewerkschaftsbewegung 
bisher alle Schwierigkeiten überwand 
und alle Zerreißproben Überstand. Der 
Wille zur Einheitsgewerkschaft ist in 
Italien eine dauerhafte Eroberung. Sie 
wird Wirklichkeit, weil die Arbeiter-
klasse mit leidenschaftlicher Anteil-
nahme dafür kämpft und in Vergan-
genheit und Gegenwart große Opfer 
dafür brachte.

Jan Piller, Mitglied des Zentralkomi-
tees der Kommunistischen Partei der 
CSSR, ist am 11. Februar 1970 auf 
der 5. Plenarsitzung des tschechoslo-
wakischen Gewerkschaftsrates zum 
neuen Vorsitzenden des CSSR-Ge- 
werkschaftsbundes ROH gewählt wor-
den. Er löste Karel Polacek ab, an 
dessen Verhalten während der kon-
terrevolutionären Ereignisse in der 
CSSR heftige Kritik geübt worden 
war.

Das beginnt mit der abtastenden 
Nachgiebigkeit in den „Sozialparlner- 
schaftsgesprächen“ in der unmittel-
baren Nachkriegszeit, die nach der 
Installierung des Adenauer-Regimes 
und der Restauration zur knallharten 
Gegenoffensive gegen die Arbeiter-
klasse und die (auch die reformistisch 
geführten) Gewerkschaften übergeht, 
dem Druck der 50er Jahre zur Fest-
legung von Schlichtungsvereinbarun-
gen und schließlich dem Einschalten 
des Staates in den 60er Jahren in die 
Profitsicherung und Einkommensver-
teilung.

Ferner finden alle bisherigen DGB-Vor-
sitzenden wohlwollende Erwähnung. 
Das Jahr 1967 wird gewissermaßen 
als der große Sprung nach vorn für 
die Kapitalisten eingeschätzt. Das 
„Trio Staat - Unternehmer - Gewerk-
schaften“ findet sich in dem Gremium 
„institutionsähnlichen Charakters“ — 
der konzertierten Aktion. Diese wurde 
„1967 neue Grundlage der Beziehun-
gen der Sozialpartner, die sich nun 
am runden Tisch der Regierung wie-
der fanden. Positiv kann dieser Vor-
gang als konstruktive Fortsetzung 
früherer Sozialpartnerbemühungen be-
wertet werden.“ (S.55) In der Tat! 
Mühlbradts Befürchtung: Man wisse 
nicht, wie es ohne Schiller funktio-
niere. Die ganze Sache sei doch noch 
zu sehr personalisiert.

die sich ableiten aus der unterschied-
lichen Zugehörigkeit der drei Gewerk-
schaftsbünde zu den internationalen 
Dachorganisationen. So ist z. B. der 
CGIL dem Weltgewerkschaftsbund 
(WGB) angeschlossen; der CSIL und 
die UIL gehören dem Internationalen 
Bund Freier Gewerkschaften (1BFG) 
an. Schon aus dieser unterschiedlichen 
Zugehörigkeit und einer nicht uner-
heblichen Abhängigkeit der Minder-
heitsgewerkschaften vom Regierungs-
kurs ergeben sich immer wieder ge-
wisse Schwierigkeiten.

Heute findet, nach Lutz, die Wachab-
lösung in den Gewerkschaften statt. 
An die Schalthebel gelangen die 
Pragmatiker und Realisten, die die 
Klaviatur der Großorganisation be- 
herrschen, die Absichten der Unter-
nehmer illusionslos beurteilen, deren 
Grundtendenz weder der Kampf um 
die Überwindung des Kapitalismus 
noch die Unterordnung unter das Ka-
pital ist, sondern die sich als Teil
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Die Beiträge von Egon Lutz sind glän-
zend geschriebene, die Wirklichkeit 
kritisch reflektierende aber nicht un-
problematische Skizzen. Was seine 
Porlrätskizzen betrifft (Böckler, Fette, 
Freitag, Richter, Rosenberg, Tacke, 
Kluncker, Leber, Brenner) so über-
wiegt der in freundliche Worte ge-
kleidete und um ein ausgewogenes 
Urteil bemühte inhaltliche Sarkasmus. 
Mit den Figuren wird die Gewerk-
schaf tsgeschichte der letzten 25 Jahre 
lebendig, eine Geschichte, gekenn-
zeichnet durch den strategischen Rück-
zug vor dem Angriff des Kapitals, 
trotz sozialer Fortschritte, die die Ge-
werkschaften erkämpfen konnten. Das 
gemeinsame Merkmal (bis auf Tacke, 
dem er übrigens neben Kluncker und 
Brenner Hochachtung zollt): die Bin-
dung und Loyalität zur SPD-Füh-
rungsspitze und deren Politik.

Werner Mühlbradt und Egon Lutz: „Der Zwang zur Sozial-
partnerschaft". Hintergründe der Zusammenarbeit von Gewerk-
schaften und Arbeitgebern; Luchterhand, Neuwied 1969 (Nov.), 
167 S., kart., DM 16,50.
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sequenz vertretenen Klassenpolitik 
des Großkapitals stehen. Mühlbradts 
Abhandlungen über die letzten 25 
Jahre sind ebenfalls ein schlichtes 
Kapitel Apologie der Politik des Groß-
kapitals, sie sind jedoch interessant 
hinsichtlich der Schwerpunkte, die er 
hervorhebt.

Doch unabhängig von diesen Schwie-
rigkeiten wird die Einheitsbewegung 
zum Sieg führen. Eine reale Grundlage 
dafür ist vorhanden und wird in der 
Praxis auch schon dokumentiert. 
Schon heute geben die Metallarbeiter 
und Bauarbeiter der drei Organisa-
tionen eine gemeinsame Zeitung her-
aus. Hier zeigt sich, daß eine feste 
Zusammengehörigkeit auf der Grund-
lage der neuen Kampfformen heran-
wuchs. Dabei ist — wie in aller Welt 
— auch in Italien die Arbeiterjugend 
das stärkste Sprachrohr für die Ge-
werkschaftseinheit und gegen die 
Spalter.

«I

Gewerkschafter sollten wachen Inter-
esses die Einschätzung des Mannes 
von der anderen Seite über ihre Re-
präsentanten zur Kenntnis nehmen. 
So etwa zu G. Lebers Eskapaden zur 
vermeintlichen Besserstellung von 
Gewerkschaftsmitgliedern: „Bel den 
Arbeitgeberverbänden gab es gewich-
tige Stimmen, die zu einem Kompro-
miß rieten, weil sie Lebers Politik

Bei Mühlbradt gewinnen die bisheri-
gen BDA-Präsidenlen (Raymond, 
Paulssen, Balke) geradezu Züge rüh-
render Schlichtheit und Naivität, die 
völlig im Gegensatz zu der von die-
sen Personen mit Raffinesse und Kon-

Wer eine theoretische Antwort auf 
| die im Titel gestellte Frage zu finden 

sucht, wird enttäuscht werden. Was 
zu erfahren ist, ist die Rückschau auf 
25 Jahre Sozialgeschichte der Bundes-
republik von den unterschiedlichen 
Positionen des Unternehmerverbands-
managers (W. Mühlbradt, langjähri-
ger BDA-Pressechef) und des Gewerk-
schaftsfunktionärs (E. Lutz, langjähri-
ges Vorstandsmitglied der IG Druck 
und Papier und Gewerkschaftsredak-
teur). Daneben steuern beide Autoren 
Porträtskizzen der führenden Reprä-
sentanten der jeweiligen Verbände 
bei.

Zweifellos ist dieser Prozeß die 
Grundlage dafür, daß entscheidende 
Kreise des westdeutschen Monopol-
kapitals in der SPD-Regierungspolitik 
unter den gegebenen Umständen ihre 
Interessen am besten vertreten wis-
sen.
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Man kann Lutz nicht vorwerfen, er 
habe nicht die Faktoren gesehen, die 
die Orientierung der Gewerkschafts-
führungen wesentlich beeinflußt ha-
ben: die SPD-Politik und der Anti-
kommunismus. Er erkennt auch jene 
Hauplkonstellation, die die Beziehun-
gen in der Nachkriegsära wesentlich 
formten: „Die Existenz der DDR 
zwingt die Bundesrepublik fortwäh-
rend, wenigstens so viele Sozialrefor-
men durchzuführen, daß das kapita-
listische System lebensfähig bleibt

stellt

Daß diese For n den Trend zur Zu-
sammenarbeit ■ it dem Kapital ver-
stärken, ist bc: nfalls eine Tendenz, 
aber keine uno dingbare Notwendig-
keit. Das war abhängig, ist abhängig 
und wird abhängig sein von den 
Kräfteverhältnissen in der Gewerk-
schaftsbewegung und in der politi-
schen Arbeiterbewegung selbst. Ein 
objektiver Zwang zur Sozialpartner-
schaft läßt sich daraus nur schwerlich 
ableiten.

Nun kann keine Arbeit so gut sein, 
daß sie nicht noch verbessert werden 
könnte. Das trifft zweifellos auch auf 
das Handbuch zu, ganz besonders auf 
die Sprache. Es wäre vieles kürzer 
und trotzdem verständlicher darzu-
stellen. So steht z. B. unter dem Stich-
wort „Lohnformen“: „Unter Reallohn 
ist diejenige Menge an Konsumgü-
tern zu verstehen, die mit einem je-
weiligen bestimmten Nominallohn 
gekauft werden kann.“ Wieso Real-
lohn eine Menge an Konsumgütern 
ist, darüber wird sich gewiß mancher 
den Kopf zerbrechen.

Lutz hat dabei immer nur eine Kon-
zeption und Praxis der Mitbestim-
mung vor Augen: die sozialpartner-
schaftliche. Mag sie gegenwärtig auch 
die Hauptströmung in der westdeut-
schen Gewerkschaftsbewegung sein, 
die ausschließliche ist sie nicht. Er 
kommt deshalb auch überhaupt nicht 
auf den Gedanken, sich die Frage zu 
stellen, unter welchen Bedingungen 
3/70

Der Fehler in Lutz' Argumentation 
liegt in der These von der Verselb-
ständigung und Institutionalisierung 
des Klassenkampfes. Er sieht nicht, 
daß dieser Vorgang in verschiedenen 
Perioden einen verschiedenen Inhalt 
und verschiede een Stellenwert im 
Klassenkampi erhält.

und keinen Kollaps erleidet.“ (S. 147) 
Ist es aber ausgeschlossen, daß in ab-
sehbaren Zeiträumen dieser Zusam-
menhang — setzt er sich einmal im 
Bewußtsein fest — Antriebskraft anti-
kapitalistischer Offensiven 
kann?

Alles in allem aber ist das Handbuch 
für Arbeiter und Angestellte eine ge-
lungene Arbeit für Betriebs- und Ge-
werkschaftsfunktionäre, die in ihrer 
praktischen Arbeit nicht nur Antwor-
ten auf Sachiragen suchen, sondern 
gewerkschaitspolitische Informationen. 
Das Buch kostet 7,50 DM und ist in 
jeder Buchhandlung zu haben bzw. 
kann direkt vom Verlag „Marxistische 
Blätter“, Frankiurt/Main, 
gasse 11, bezogen werden.

des Establishments, als Machtfaktor 
in dieser (und wohl auch für diese) 
Gesellschaft begreifen (etwa Klun- 
cker).

Die Schwäche in Lutz' Argumentation 
kommt am deutlichsten in der Mit-
bestimmungsfrage zum Ausdruck. Für 
ihn reduziert sie sich auf die Demo-
kratisierung der „Direktionsetage“, 
wird die „logischste Verklammerung 
mit der herrschenden Gesellschafts-
ordnung“, für die Gewerkschaftsfunk-
tionäre der Weg zur „ersehnten Ko-
operation“. Der Widerstand der Un-
ternehmer werde sich legen-, schließ-
lich müsse sich diese Sache gerade 
für sie in klingender Münze auszah-
len.

Die Kürzung der inflalionstreibenden 
Militär- und Rüstungslasten und die 
Verwendung freiwerdender Steuergel-
der für Sozialinvcstitionen fordert das 
Direktorium der Deutschen Friedens- 
Union in einer anläßlich der Haus- 
haltsdebatle des Bundestages her-
ausgebrachten Schrift zur neuen 
mittelfristigen Finanzplanung der 
Bundesregierung. Darin werden Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik der Bun-
desregierung kommentiert und kon-
krete Alternativen dazu angeboten. 
Die 15-seitige Ausarbeitung (DIN A4) 
kann von Interessenten kostenlos bei 
der DFU angefordert werden: Deut-
sche Friedens-Union, Bundesgeschäfts- 
slelle, 5 Köln-Ehrenield, Venloer 
Straße 383.

Was dieses Handbuch für Arbeiter 
und Angestellte von anderen gleich-
artigen Druckerzeugnissen abhebt, ist, 
daß hier sachliche Informationen in 
bezug auf die gesellschaftlichen und 
politischen Zusammenhänge darge- 

werden. Aber das Handbuch 
will nicht nur interpretieren, sondern 
ebenso zeigen, „wie die Verhältnisse 
im Interesse der Arbeiter und Ange- 

werden ' sle^ten durch ihr Handeln verändert 
werden können“, so schreiben die 
Verfasser selbst in ihrem Vorwort. 
Das Handbuch ist eine Gemeinschafts-
arbeit des „Institutes für Marxistische 
Studien und Forschungen“ (IMSF), an 
der mehr als 60 Fachleute mitgear-
beitet haben.

Wer wie Lutz die „Kraft des norma-
tiven Faktischen“ zur Mutter der 
Zwangsläufigkeiten erhebt, muß die 
Bedeutung der Gegensätze und Wider-
spräche für die Entwicklung unter-
schätzen. Wenn es stimmt, daß der 
Klassengegensatz prägendes Moment 
der Entwicklung bleibt, dann muß der 
Druck der Interessen der Arbeiter-
klasse gerade in jenen Organisa-
tionen zum Tragen kommen können, 
in denen die Massen der Arbeiter und 
Angestellten organisiert sind. Organi-
sationen, die dem nicht Rechnung 
tragen —infolge bürokratischer Struk-
turen und Sonderinteressen starker 
Funktionärsgruppen — müssen zur 
Bedeutungslosigkeit degenerieren. 
Falls Lutz zur Warnung dieses Mene-
tekel an die Wand schreiben wollte, 
ist ihm zuzustimmen. H. Jung

„Handbuch für Arbeiter und Ange-
stellte zur betrieblichen und gesell-
schaftlichen Praxis“ heißt ein in der 
Reihe Marxistische Taschenbücher her-
ausgebrachtes Nachschlagebuch. Vom 
Stichwort Akkord bis Clara Zetkin 
finden Betriebsratsmitglieder, Ver-
trauensleute, Gewerkschaftsfunktio-
näre und darüber hinaus jeder, der 
gewerkschaftspolitisch interessiert ist, 
alles, was er für die gewerkschaft-
liche Praxis braucht — oder doch fast 
alles.

Scharfsinnig und widersprüchlich, 
realistisch und letztlich resignierend 
sind die Grundthesen in Lutz' Kapitel 
„Zwischen Kampf und Kooperation". 
Es ist allerdings nicht die pessimisti-
sche Kritik des frühen Theo Pirker, 
die diesen in die politische Isolation 
und später wieder in die Arme des 
Establishments trieb; dazu sind heute 
nicht die Zeiten. Es ist auch nicht die 
ätzende aber abstrakte und wirkungs-
lose Kritik, wie sie heute von linken 
Intellektuellen kommt; dazu ist Lutz 
zu nüchtern, kennt zu gut die tat-
sächlichen Probleme der Arbeiter-
klasse. Aber was Lutz erdrückt, ist der 
Schein der Tatsachen, den er als un-
aufhaltsamen Zwang zur weiteren, 
noch stärker fixierten Kooperation 
mit dem Kapital interpretiert, den 
Weg „vom Kampfverband zum inte-
grierten Bestandteil der spälkapitali- 
slischen Wirtschaftsordnung“. Dieser 
Weg beginnt für ihn mit den ersten 
Tarifverträgen und endet zur Zeit 
in der konzertierten Aktion. Er führt 
nach seiner Ansicht weiter mit der 
Mitbestimmung.

und wie der Kampf um derartige 
Rechte die Orientierung der Arbeiter-
klasse und der Gewerkschaften an 
ihren aktuellen und historischen 
Klasseninteressen verstärken und zur 
Zurückdrängung der Sozialpartner-
schaftsideologien führen kann und 
wird.

Und zum Tariflohn heißt es: „Der 
Tariflohn stellt den im Tarifvertrag 
vereinbarten Lohn dar, der nicht un-
terschritten werden darf. Er ist somit 
Mindestlohn.“ Das ist dasselbe, als 
wenn man sagen würde, der Tariflohn 
ist Mindesllohn oder der Tariflohn 
ist unabdingbar. Diese Bemerkungen 
sollten nicht als Beckmesserei aufge- 
iaßt werden, aber ein Handbuch 
braucht notwendigerweise Klarheit im 
Stil und im Ausdruck. Und endlich 
fragt man sich, was das Hitler-Bild 
auf Seite 116 in diesem Handbuch 
verloren hat.
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nachrichten

■ Oktober
10. Gewerkschaftsjugendtag der IG 
Bergbau und Energie.

■ 11. bis 14. Mai
Parteitag der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands in Saarbrücken.

■ 30. Mai
Tarifverträge für die Beschäftigten 
in der chemischen Industrie von 
Westfalen, Südbaden und Bayern 
laufen aus.

’■

„elan“ —
Magazin für junge Leute
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Im Bundestag wird über eine Ver-
besserung des Wohngeldgesetzes auf 
Grund eines Antrages von CDU/CSU- 
Abgeordneten beraten. In der Regie-
rungserklärung hatte Bundeskanzler 
Brandt zwar eine Verbesserung des 
Wohngeldgesetzes angekündigt, aber 
die CDU/CSU ist nun aus offenkundig 
propagandistischen Gründen der Re-
gierungskoalition mit einem Antrag 
zuvorgekommen.

Doch das Hauptanliegen einer fort-
schrittlichen sozialen und demokra-
tischen Wohnungsbau- und Mieten-

■ 10. April
Gewerkschaftstag der IG Bergbau 
und Energie in Duisburg.

■ 18. April bis 8. November
Wahl der Gewerkschaftsausschüsse 
in den Betrieben im Organisations- 
Bereich der IG Bergbau und Ener-
gie.

■ 2. bis 31. Mai
Wahl der Delegierten zu den Ge-
schäftsstellen- und Bezirkskonfe-
renzen der IG Bergbau und Energie.

■ 6. Mai bis 16. Juli
Ruhrfestspiele des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes.

Zweifellos muß das Wohngeldgesetz 
verbessert werden. Die Mietober-
grenze muß erhöht, oder richtiger 
ganz aufgehoben werden, da der Mie-
ter ja nicht die Höhe der Miete 
selbst bestimmen kann. Angepaßt wer-
den muß auch die Einkommensgrenze, 
die Wohnfläche, dem heutigen Le-
bensstandard entsprechend, vergrö-
ßert und die tragbare Mietbelastung 
gesenkt werden.

S
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■ 6. bis 28. Juni
Wahl der Geschäftsstellen- und 
Bezirksvorstände der IG Bergbau 
und Energie.

■ 15. bis 17. Juli
13. Arbeiterkonferenz der Ostsee- 
Länder, Norwegens und Islands in 
Rostock, während der Ostseewoche 
vom 12. bis 19. Juli 1970.

Voraussetzung ist aber, daß endlich 
den Bodenspekulanten und „Baulö-
wen", die sich auf Kosten der Mieter 
und der kleinen Hausbesitzer maß-
los bereichern, das Handwerk gelegt 
wird und die öffentlichen Wohnungs-
baudarlehen wieder zu den gleichen 
Bedingungen ausreichend bereit ge-
stellt werden, wie das in den An-
fangsjahren des sozialen Wohnungs-
baus der Fall war. A. Böpple

Die Sozialistische Deutsche Arbeiter-
jugend (SDAJ) ist vielen Menschen 
nur aus der ihr feindlich gesonnenen 
Springer-Presse und aus den Berich-
ten des Bundesinnenministeriums be-
kannt. Sie sollten darum einmal die 
neueste Ausgabe des Jugendmaga-
zins „elan“ lesen, das in einer Doppel-
nummer umfassende Informationen 
über den jüngsten Arbeiterjugend-
verband der Bundesrepublik enthält, 
aber auch viele andere interessante 
Beiträge.

Die Initiative der CDU/CSU ist blan-
ke Demagogie, denn gerade sie ist 
es gewesen, die als führende Regie-
rungspartei das soziale Mietrecht in 
der Bundesrepublik, den Mieterschutz 
und die Mietpreisbindung demontierte. 
Die verheerenden Folgen für Millio-
nen Mieter sind bekannt: Massenkün-
digungen in den sogenannten wei-
ßen Kreisen und rigorose Mieterhö-
hungen. Im Zuge dieser sozialreaktio-
nären Politik der CDU/CSU sind die 
Altbaumieten in den Jahren 1962 bis 
1969 um 70 Prozent gestiegen und die 
Sozialmieten kletterten bis auf 5 DM 
pro qm hinauf. Das erst war Ver-
anlassung dafür, daß eine wachsende 
Zahl von Mietern gezwungen wurde, 
Mietzuschuß nach dem Wohngeld-
gesetz in Anspruch zu nehmen.

Obwohl Gewerkschaften und Mieter-
verbände wiederholt die Regierung 
und das Parlament dazu aufforder-
ten, ist das Wohngeldgesetz seit 1965 
nicht verbessert worden. Zur Zeit ste-
hen zum Beispiel die bei der Bemes-
sung des Mietzuschusses zu berück-
sichtigenden Miethöchstsätze (Miet-
obergrenze) im krassen Gegensatz zu 
den Mieten, die tatsächlich bezahlt 
werden müssen. Dafür aber, daß die 
Bestimmungen des Wohngeldgesetzes 
in den letzten viereinhalb Jahren 
nicht der Entwicklung angepaßt wor-
den sind, trägt die Hauptverantwor-
tung allein die CDU/CSU, die sich 
jetzt als Vorkämpferin für die sozialen 
Belange der Mieter aufzuspielen ver-
sucht.

elan- Magazin für junge Leute — 
Weltkreis-Verlag GmbH., 46 Dort-
mund, Brüderweg 16.
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Politik ist die Wiederherstellung eines 
wirksamen Mieterschutzes und die 
Förderung des sozialen Wohnungs-
baues. In seinem Grundsatzprogramm 
fordert der DGB mit Recht: „Die Woh-
nungspolitik von Bund, Ländern und 
Gemeinden muß dem Grundsatz so-
zialer Gerechtigkeit entsprechen. Eine 
Wohnungswirtschaft nach rein markt-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten wird 
dieser Forderung nicht gerecht."

e 1 a n - Doppelheft Nr. 1/2 - 1970, 
DM 2,00. Zu erhalten bei allen Buch-
handlungen und Bahnhofsbuchhand-
lungen sowie bei

H 6. bis 11. September
Gewerkschaftstag der Gewerkschaft 
Nahrung - Genuß - Gaststätten in 
Berlin.
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Im Februar-Heft sind einige bedauer-
liche sinnentstellende Druckfehler 
übersehen worden. Selbstverständlich 
muß es auf Seite 8, Spalte 3, /weiter 
Absatz richtig heißen: „Die Aufgaben 
der Gewerkschaften für die Durch-
setzung ihrer Forderungen werden 
nicht einfacher." — Auf Seite 12, 
Spalte 2, erster Absatz heißt es richtig: 
„Ihre betriebliche Lohnpolitik 
soll...“ — Und schließlich muß es 
auf Seite 19, Spalte 1, am Schluß des 
zweiten Absatzes heißen: „Karl 
Korschs Rätekonzeption wird allzu 
u n kritisch rezipiert.“


